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Heberſicht. 

Die polniſche Angelegenheit. — Wien (die ſardiniſche Ge⸗ 
andtſchaft erhält ihre Päſſe. Die Erzherzöge Albrecht und Ludwig entfernt). 
Berli n weite Sitzung des Ver. Landtags). Tilſit (die Stellung der 
Rufen an der Grenze). Berlin (das Gerücht über die Ernennung des 
dezogs von Leuchtenberg falſch. Dreihundert Polen gefangen). Poſen 
di Lage der Dinge. Verhältniß der polniſchen und deutſchen Bevölkerung). 
zromberg (die deutſche Bevölkerung). München (Ausſchußwahlen. Er⸗ 
färung der Kammer). Stuttgart (politifide Bewegung. Thätigkeit für 
je Wahlen). Leipzig (Streben nach kirchlicher Vereinigung). Karls⸗ 
upe (der Oberbefehlshaber des 8. Armeekorps). Braunſchweig (Eröff⸗ 
ung der Stände. Thronrede). Rendsburg (Erklärung der proviſoriſchen 
Regierung an König Friedrich VII. Aufruf des Herzogs von Auguſtenburg. 
kothwendigkeit dentfher Hilfe. Stellung der Truppen. Die ſchleswig⸗hol⸗ 
ſeiniſche Kanzlei. Lauenburg neutral! Annäherung der preußiſchen Truppen. 
die Freikorps. Eröffnung des ſchleswig⸗holſteinſchen Landtags). Frankfurt 
Sizung des Fünfzigerausſchuſſes). 

Groſtbritannien. Die Lage der arbeitenden Klaſſen. Die Agita⸗ 
ion in Irland. 

Frankreich. Admiral Roſamel 4. Abzug deutſcher Demokraten 
ud italieniſche Flüchtlinge. Lamartine an die Irländer. Der National über 
ie äußere Politik. Emil Girardin. Ein Pariſer Klub. 

Italien. Lombardei. Militäriſches. 

Oeſterreichiſche Monarchie. Trieſt. Der Abfall Venedigs und 
je Rettung von Trieſt. 8 | 

Beilage. Noch eine Heine Außgießung in die Sündfluth. Von E. 
R. Arndt. — Berlin (Verhandlungen des Ver. Landtags). Aus dem 
jroßherzogthum Poſen (die polniſchen Bauern zum Theil gegen die 
olniſche Inſurrektion des Adels). Mainz (die deutſche Reform und die 
anzöſiſche Politik). Von der Lahn (die nationale Erhebung Polens und 
ſtalieuns. Aufgabe für die deutſchen Emigranten). Schweiz. Zürich 
Etwider ung des Regierungsrathes auf die badiſche Note. Beſchlüſſe und 
erſammlung von Deutſchen). Oeſterreichiſche Monarchie. Preßburg 
das k. Reſkript über das ungar. Miniſterium). Italien (der Rückzug der 
uſterreicher. Fürſt Carignano zum Stadthalter von Sardinien ernannt. 
ie Vorgänge von Modena und Parma. 
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Heidelberg, 7. April. 


Unter den Ausſprüchen der Frankfurter Verſammlung war auch 
her zu Gunſten der Wiederherſtellung Polens. Ueber das Berhält- 
von Poſen zu Deutſchland vermied man, eine beſtimmte Mei- 
ung auszuſprechen, wiewohl man mehrfach darauf zurückkam. Man 
bite, daß man nicht von der Lage der dortigen Dinge gehörig un— 
richtet war, und daß die Leute fehlten, die darüber hinxeichend in⸗ 
tuiren konnten. Die nationalen Sympathien für die deutſche Be⸗ 
kerung in Poſen waren übrigens fo ausgeſprochen, wie die kos⸗ 
opolitiſchen für Polen immerhin. Dieſer innere Zwieſpalt der An⸗ 
cht geht ſichtlich durch ganz Deutſchland hindurch, ja er bewegt die 
ſriſt jedes Einzelnen, der ſich über die Zuſtände in Polen zu un⸗ 
rrichten ſtrebt und Politik nicht mit der Phantaſie treibt. Je wei⸗ 
r von Polen ab, deſto mehr wiegen die polniſchen Sympathien 
r, je näher nach Polen hin, deſto mehr nehmen die deutſchen zu, 
e ſich dort ſogar nicht ſelten unter Polen ſelber regen. Je mehr 
an aus großen politiſchen Geſichtspunkten die Frage erwägt, deſto 
ckſichtzlofer wird man zu dem Schritte der Befreiung Polens hin⸗ 
ängen; je näher man aus privaten Standpunkten die Verhältniſſe 
Einzelnen betrachtet, deſto mehr wird man bedenklich werden. Je 
anger die Polen ſich in der Sache paſſiv verhalten und für einen 
heren Ausgangspunkt ihrer Herſtellung dankbar fein werden, deſto 
teiter werden wir uns zu Opfern fühlen, je arroganter ihre 
derungen ſchon jetzt anfangen herauszutreten, deſto mehr werden 
ü die ſchon geöffnete Hand wieder ſchließen. Je weltbürgerlicher 
ir für Republiken und verbrüderte Nationen ſchwärmen, deſto heiß⸗ 
tiger werden wir das unrecht erworbene Eigenthum von uns 
zeudern; je nationaler, patriotiſcher, politiſcher wir das Heil un⸗ 
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ſeres Vaterlandes und den Schutz ſeiner Grenzen erwägen, deſto 
überlegter werden wir die kleine deutſche Habe beiſammen halten. 
Was ſoll uns in dieſem Zwieſpalte der Bedenken leiten? Welche 
unverrückbaren Grundſätze ſollen die Rückſichten beſchränken? Wel⸗ 
che nothwendige Rückſichten ſollen die Grundſätze modifiziren? 

In einem ſolchen Chaos von Schwierigkeiten ſcheint uns vor 
Allem Eines das Unräthlichſte: die halben Schritte, die die Ver⸗ 
wirrung mehren ſtatt ſie zu löſen. Ohne einen Hieb durch dieſen 
gordiſchen Knoten geht es nicht ab. Die Maßregel der nationalen 
Reorganiſation von Poſen ſcheint uns ein ſolcher halber Schritt. 
Sie ängſtigt die Deutſchen und ſpannt die Polen und befriedigt 
Keinen; ſie wird einen gewaltſamen Ausbruch der Inſurrektion nicht 
hindern; ſie wird vielmehr zu feindſeligen Demonſtrationen der Na⸗ 
tionalitäten reizen und die achtungswerthen Verſuche des polniſchen 
Komités, den Frieden zwiſchen Polen und Deutſchen zu erhalten, 
werden dagegen Nichts vermögen. Beſſer als dieſe gezwungene Ver⸗ 
einigung, bei der nur die Suprematie der Nationalitäten gewechſelt 
iſt, eine ſcharfe Scheidung, nach der jeder Einzelne von den zer- 
ſprengten Nationalen mit Sicherheit weiß, woran er ift. - 

Preußen ſoll die Hand anlegen an Polens Herſtellung, aus 
menſchlich ſittlichen wie aus politiſchen Gründen: es bleibt dies 
unſere Forderung, es iſt der Ruf des ganzen Welttheils. Der 
oberſte Grundſatz des Handelns in dieſer Sache iſt: Gerechtigkeit zu 
üben, nicht ohne alles Erwägen, aber doch ohne allzu ängſtliches 
Erwaͤgen der Folgen. Wir wiffen, daß die Herſtellung Polens nicht 
ohne künftige Gefahr für Deutſchland iſt. Das polniſche Sprich⸗ 
wort ſagt, der Pole werde, ſolange die Welt Welt iſt, des Deutſchen 
Bruder nicht werden. Das ſollte uns dennoch nicht abhalten, wenn 
wir in der Lage wären, ſelbſt feurige Kohlen auf ſein Haupt zu 
ſammeln. Wir ſind aber nur in der Lage, ein Unrecht, das dieſen 
eingeborenen Haß unendlich ſchüren mußte, wieder gut zu machen. 

Wenn dieſer Rath vielleicht moraliſch gut und menſchlich, aber 
nicht eben klug und umſichtig ſcheint, wenn er vielleicht bezeichnen- 
der für unſere Gemüthlichkeit als für unſeren politiſchen Verſtand 
gefunden wird, fo geben wir ihn doch unſerer Seits ohne alle Sen- 
timentalität. Wir bilden uns nicht ein, daß jener alte Haß der 
Slaven gegen die Deutſchen nach dem Akte der Herſtellung durch 
Dankbarkeit werde ausgetilgt werden. Es gibt keine Dankbarkeit der 
Völker, Nichts iſt vergeßlicherer Natur als große Maſſen. Wenn 
das wahr würde, was einmal Czartoryski in einer Rede ſagte, daß 
das Feuer des Mißgeſchicks alle Schlacken in den Polen tilgen würde, 
und daß ſie die Dienſte, die man ihnen leiſten werde, nie vergeſſen 
wollten, ſo würde der Welt das Beiſpiel einer ganz neuen Völker— 
tugend gegeben werden. Wir können nur hoffen, daß Verträglichkeit 
zwiſchen Deutſchland und dem hergeſtellten Polen beſtehen werde, wenn 
bei der Rekonſtruktion Polens über die Intereſſen beider Theile vernünf⸗ 
tig vertragen wird, und wenn es gelingt, Polen im Gegenſatze von 
Rußland der weſtlichen Civiliſation zugänglich zu machen. f 

Soll aber bei der Herſtellung das Intereſſe beider Theile wohl 
berathen werden, ſo iſt die erſte Bedingung, daß, indem an Polen 
angefangen wird, Gerechtigkeit zu üben, nicht an den Deutſchen Un⸗ 
recht zu thun begonnen werde. Es würde ſehr thöricht in Polens 
eigenſtem Intereſſe ſein, wenn man bei der Reſtauration in den phan⸗ 
taſtiſchen Grillen eines Theiles der Emigration eingehen wollte, die 
ſchon die Republik ſogar in Petersburg einziehen ſehen, und die ein 
Polen von der Oſtſee bis zu dem ſchwarzen Meere mit Einem Schlage 
hergeſtellt, zurückgeſchenkt wiſſen wollen. Zurückgeſchenkt! Denn kei⸗ 


neswegs kann das Alles ſchlechthin Raub genannt werden, was von 


Polen bei feiner Exiſtenz noch vergeben und verloren wurde; keines- 
wegs iſt Polen an ſeiner Theilung nur ſchuldlos und die Mächte nur 
ſchuldig geweſen. Will man bei der Grenzbeſtimmung von alten Ver⸗ 
hältniſſen ausgehen, will man, wie man die Kriege Polens mit dem 
deutſchen Orden Rekuperationskriege genannt hat, ſo auch jetzt wie⸗ 


der in die Staatsideen Polens die Wiedererwerbung von Weſtpreußen 


und die Behauptung von ganz Poſen einpaſſen, ſo wird man ſich 
an dem Preußen, das den Grund zu der neuen Exiſtenz Polens zu 
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legen bereit iſt, einen Todfeind machen, der um ſo erbitterter fein 
würde, je mehr man ihn feine Gutmüthigkeit bereuen machte; man 
würde die alten Vernichtungskriege wieder heraufbeſchwören und dann 


wäre es ohne Frage, bei dieſem Aufſchwung der deutſchen Dinge, 


um Polen für immer geſchehen. Nicht was einſt polniſch war, kann 
zu dem neuen Polen gehören ſollen, ſondern was jetzt polniſch iſt 
und fein will; die Landestheile, die wie der Netzdiſtrikt entſchieden 
deutſch ſind und bleiben wollen, die andern, die wie der Frauſtadter 
Kreis nur zu Poſen geſchlagen wurden, um die Provinz zu arron⸗ 
diren, überhaupt alle Theile, deren Bevölkerung in der Ueberzahl 
deutſch und deutſchgeſinnt ſind, können nicht polniſch werden, ohne 
Polen jetzt und ſpäter dieſelben Verlegenheiten zu bereiten, die die 
Polen bisher Preußen und Oeſterreich bereitet haben. Auch wird 
Deutſchland unter keiner Bedingung geſtatten, daß bei der Auseinan⸗ 
derſetzung die Sicherung einer militäriſchen Grenze hintangeſetzt werde. 
In Preußen ſelbſt, und auch unter den beſonnenen Polen ſcheint 
man die Nothwendigkeit einer ſolchen Vereinbarung zu empfinden, 
die keiner Nation zu nahe tritt. Wir erfahren aus Berlin, daß dort 
in der Univerſität in einer Studentenverſammlung Abgeordnete des 
deutſchen Komités in Poſen erſchienen, die die furchtbare Lage der 
Deutſchen darſtellten: es kam da zu den glühendſten Verſicherungen, 
die Deutſchen nicht zu verlaſſen; es war der Rückſchlag des deut⸗ 
ſchen Nationalismus, der auch in Frankfurt zu Tage kam. Man 
beſchloß eine Adreſſe; das gewählte Komité umgab ſich mit einer be⸗ 
rathenden Verſammlung von polniſchen und deutſchen jungen Männern 
aus Poſen und ging in das Detail der dortigen Verhältniſſe in 
einer nächtlichen Sitzung ein. Das Reſultat war: entſchiedene Vor⸗ 
liebe für Polens Wiedergeburt, aber unerſchütterliche Treue zu den 
Landsleuten. So hat auch der (radikale) politiſche Klub ſich zu 
Gunſten der Deutſchen ausgeſprochen, und auch im konſtitutionellen 
Klub ſchienen dieſelben Geſichtspunkte vorzuwalten. Wie ſtünde es 
uns auch an, gegen die künftigen Geſchicke unſerer deutſchen Brüder 


in Polen gleichgiltig zu ſein? oder gleichgiltig gegen die Unabhängig⸗ 


keit unſerer deutſchen Grenzmarken? In dem polniſchen Theile von 
Poſen opfern wir eine große Zahl Deutſcher ohnehin dem neuen 
Reiche auf; dies iſt nicht zu vermeiden; dieſe Impfreiſer deutſcher 
Bevölkerung müſſen ſehen, wie ſie gedeihen. Doch wird es die Ehre 
Preußens verlangen, daß es bei der Abtretung die politiſche, reli⸗ 
giöſe und bürgerliche Gleichſtellung dieſer deutſchen Einwohner mit 
den Polen durch Verträge garantirt. Sie mögen dann dort, wie die 
zerſtreuten Polen in Preußen, als Pfänder gegenſeitiger Freundſchaft 
bleiben. 

Wir wollen dies Mal nicht darauf weiſen, wie die Diverſion 
eines großen Nationalkriegs für einen edſen Zweck in dieſen gegen⸗ 
wärtigen Zeiten wünſchenswerth iſt und wie die Befreiung Polens 
dieſerhalb aus politiſchem Geſichtspunkte ſo rathſam iſt, wie aus dem 
der Gerechtigkeit. Dies unterdrückte Land aus Rußlands Joch zu 
reißen, iſt ein Ziel der Waffen des Epaminondas werth, der Meſſe⸗ 
nien aus Sparta's Druck errettete. Wir haben lange genug erfah⸗ 
ren, was die Angrenzung von Oeſterreichs Despotismus unſerer Frei⸗ 
heit geſchadet hat und ernten jetzt die traurigen Früchte dieſes Ver⸗ 
hältniſſes. So iſt es uns auch wichtig, eine Zufluchtſtätte der Freiheit 
und der beginnenden Civiliſation zwiſchen uns und Rußland zu ha⸗ 
ben. Von dieſer Seite ſchlagen wir dies Zwiſchenreich höher au, 
als von Seite des materiellen Beiſtandes, den es uns geben wird. 
Wir haben Rußlands phyſiſche Macht nicht zu fürchten, von ſeinem 
moraliſchen oder lieber unmoraliſchen Einfluſſe wiſſen wir, was wir 
zu dulden hatten. 

Man wirft uns nun freilich entgegen (und Solche thun es, 
die in der Nähe und Unmittelbarkeit der Verhältniſſe die beſten Kenner 
geworden ſind): es werde ſich noch fragen, ob ein hergeſtelltes Po⸗ 
len nur äußerlich beſtehen, geſchweige ob es innerlich gedeihen werde. 
In dieſem Volke ſeien eben alle die Elemente noch ungeſchmälert, 
ja vergrößert vorhanden, die meiſt ſeinen Fall herbeigeführt. Ein 
ſchwaches, durch Parteien zerriſſenes Land, werde es uns keine Vor⸗ 
mauer gegen Rußland bilden, ſondern einen Zankapfel, der uns nicht 
zu Athem kommen und uns das Experiment ſeiner großartigen Be⸗ 
freiung bitter bereuen machen werde. Für die Deutſchen und Juden 
in Poſen ſei der Begriff polniſch werden gleichbedeutend mit dem: — 
unterdrückt und verfolgt zu werden; die Straßen ſeien ſchon jetzt mit 
Flüchtigen bedeckt; ſchon jetzt üben fanatiſirte Edelleute eine wahre 
Tyrannei aus, und mit der Herſtellung werde die alte Herrſchſucht 
und Selbſtſucht des polniſchen Adels wieder beginnen; die polniſchen 
Bauern, das wohl ahnend, hielten es mehr mit ihren preußiſchen 
Landräthen als mit ihrem Adel, und wären ſie nicht unter preußi⸗ 
ſcher Zucht menſchlicher geworden, ſo hätten auch jetzt, auch hier ga⸗ 


liziſche Greuelſcenen gedroht. Kein einziger polniſcher Gutsbeſitzer 
habe bis jetzt angefangen, die Laſten feiner Bauern zu erleichtern, 
obgleich alle wiſſen, daß dies der einzige Weg iſt, die Bauern zu ge⸗ 
winnen und ein Volk heranzuziehen. Nur eine Wiedergeburt der Po⸗ 
len ſelbſt könne eine Wiedergeburt Polens nach ſich ziehen: ſie ſei 
noch nicht erfolgt. Der polniſchen Emigration ſeien allerdings die 
Augen über das Grundübel Polens aufgegaugen; aber ihre demo⸗ 
kratiſche Richtung findet bei dem Adel keinen Anklang; nicht wegen, 
ſondern trotz derſelben hat er ſich dem Plane der Emigration ange⸗ 
ſchloſſen; er traut ſich Kraft genug zu, nach errungener Selbſtändig⸗ 
keit ihre ſocialen Plane zu überwinden. So werde die alte Adels- 
und Pfaffenherrſchaft hergeſtellt werden, und mit ihr der alte Schaden, 
und mit ihm die alte Noth für alle Nachbarn. 

Wir glauben wohl, daß dies Alles nur zu begründet ſein wird. 
Auch machen wir uns keine allzuglänzenden Illuſionen von der näch⸗ 
ſten Zukunft des hergeſtellten Polens. Dennoch ſcheint uns, all dies 
der großen Miſſion der Zeit nicht in den Weg treten zu dürfen. Die 
europäiſche Civiliſation muß einen Ausweg nach dem Oſten ſuchen, 
der Naturzwang der Verhältniſſe wird dahin führen. Es muß die 
Probe gemacht werden, ob die flavifchen Völker der weſtlichen Bil⸗ 
dung fähig ſind oder nicht. Alles, was man von Polen Nachthei⸗ 
liges ſagen kann, hat man von Griechenland geſagt; auch hat man leider 
nur zu viel Recht behalten; dennoch wird Niemand darum wünſchen, 
Griechenland möchte unter türkiſchem Joche lieber geblieben ſein. Po⸗ 
len ſtand am Eingang einer Regeneration im Geiſte des Weſtens, 
als man grauſam ſeine letzten Glieder zerſtückte. An dieſem Ende 
muß wieder angeknüpft werden. Die gewaltſamen Unterbrecher der 
damaligen Umwandlung müſſen ſie nun vor ſich gehen ſehen, und 
man wird erfahren, welche Elemente der Bildung in den flavifchen 
Stämmen vorausgeſetzt werden dürfen. In die große Wüſte des 
Slaventhums im Oſten wird dieſe unruhige polniſche Bevölkerung das 
erſte Ferment eines neuen Bildungsprozeſſes zu werfen unſtreitig die 
geeignetſte ſein. Sehr möglich, daß wir dem germaniſchen Elemente 
bei ſeiner erſten politiſchen Regung einen furchtbaren Stammesgegner 
heraufbeſchwören, aber ohne daß ſich dieſe deuſchen Kräfte an gro⸗ 
ßen glänzenden Aufgaben zu prüfen haben, erwarten wir ohnehin 
keine Einigung und keine dauernde Machtentfaltung dieſes in geiſti⸗ 
gem Leben allzulange verweichlichten Volkes. Wir ſetzen Viel, wir 
ſetzen Alles aufs Spiel, wird man uns einwerfen. Aber uns ſcheint, 
es ſteht bereits Alles bei uns auf dem Spiele, und wir wollen der 
Schlachtſtellung der Figuren nur eine andere Richtung geben, bei der 
wir des Gewinnens ſicherer zu ſein glauben. 


Oeſterreich. Wien, 1. April. Das Fr. J. meldet von hier: 
Nachdem der ſardiniſche Hof offen die Abſicht ausgeſprochen, das lom— 
bardiſch⸗venetianiſche Königreich zur Unterſtützung der Aufrührer feind⸗ 
lich zu überziehen, hat die öſterr. Geſandtſchaft Turin verlaſſen; zu⸗ 
gleich hat der Kaiſer befohlen, der hieſigen ſardiniſchen Geſandtſchaft 
ihre Päſſe zu ertheilen. Andererſeits hat, nachdem ein Pöbelhaufe in 
Genua das öſterr. Wappen vom k. k. Konſultat abgeriſſen und durch 
die Straßen geſchleift, ohne daß die Behörden dagegen eingeſchritten, 
der k. k. Konſultatsverweſer daſſelbſt feine Päſſe gefordert. 

Der Erzherzog Albrecht reichte geſtern in Gegenwart der fämmt- 
lichen hier anweſenden Generale, dem proviſoriſchen Kriegsminiſter, 
Fürſten Hohenlohe, feine Entlaſſung als Kommandirender Niederöſter— 
reichs ein. Se. k. Hoheit drückte den Wunſch aus, dem Vaterlande 


im Falle der Noth gegen äußere Feinde, ſein Blut und Leben opfern 
zu können. 


Abends reiſte er nach ſeinem Gut Seelowitz ab. Der 
Erzherzog Ludwig weicht dem dennernden Angriff, der ſich vorerſt durch 
Koſſuths entflammende Rede in Preßburg öffentlich Luft machte, und 
verläßt heute die Hauptſtadt. Die Mißſtimmung gegen dieſen reak⸗ 
tionären Prinzen hatte auch hier ſchon den höchſten Grad erreicht. 
Preußen. Berlin, 4. April. Im Eingang der zwei⸗ 
ten Sitzung des Ver. Landtags, heute Vormittag, wurde ein königl. 
Propoſitionsdekret verleſen, die für die Nationalvertretung am Bun⸗ 
destage anzuordnenden Wahlen betreffend. Die zum Ver. Landtag 
verſammelten Stände der Bundesprovinzen ſollen 113 Abgeordnete 
für das Parlament wählen, nach der Kopfzabl einer jeden Provinz, 
z. B. für Brandenburg 19, für Pommern 11, für die Rheinlande 
25 ꝛc. Der Provinz Preußen und der Provinz Poſen iſt es freige- 
ſtellt, zu wählen oder nicht; dann kämen auf erſtre 23, auf letztre 
12 Mitglieder. Die Wahl kann nur Männer der Provinz treffen, 
welche wählt. Sollte vor Eröffnung des Parlaments die neue Volks⸗ 
vertretung organiſirt ſein, ſo behält die Regierung ſich vor, neue 
Wahlen vornehmen zu laſſen. — Hierauf interpellirte der Abg. von 
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Schenkendorf in höchſt brutaler Weiſe das Staatsminiſterium, welche 
Maßregeln es zu treffen gedenke, um die Ordnung herzuſtellen, welche 
es bis jetzt getroffen habe; bis jetzt ſähe er nur „ein Einreißen des 


Beſtehenden“, „eine Schwächung jeder Autorität“; die Maxime, welche 


geſtern Graf Arnim als die feines Kabinets bezeichnet, „den Ereig⸗ 
niſſen immer einen Schritt vorauszueilen“, unterwarf er ſeinem Tadel. 
Miniſter v. Auerswald verſprach, morgen die Maßnahmen zu nennen. 
Graf Arnim vertheidigt ſeinen Grundſatz; man müſſe klar erkennen, 
was die Zeit verlange, dann aber Alles und ganz aufrichtig geben; 
nie dürfe ſich der Staatsmann überflügeln laſſen; ſonſt werde ihm 
nach und nach abgedrungen, was er mit vollen Händen ſpenden konnte. 
Abg. v. Beckerath redet dem Miniſterium das Wort. „Die Errig- 
niſſe haben ein Beſtehendes eingeriſſen; Thaten haben ein Syſtem ein⸗ 
geriſſen, wogegen wir mit Worten nichts vermochten. Das Syſtem 
iſt geſtürzt, ein neues trat an die Stelle.“ Der Landtagskommiſſär 
Camphauſen antwortet dem wiederauftretenden Oppoſitionsmann mit 
der ihm eignen Schärfe und Klarheit; allerdings jetzt gelte es erſt, 
die Grundſteine niederzulegen, welche beſtimmt ſind, den Neubau des 
Staats zu tragen für die nächſte und kommende Zukunft. — Graf 
v. Bismark⸗Schönhauſen interpellirte ſodann wegen unſrer auswärti⸗ 
gen Angelegenheiten, namentlich in Betreff Dänemarks, und beklagt 
den geſunkenen Verkehr. Frhr. v. Arnim, Miniſter des Ausw., gibt 
folgende Erklärung, ausdrücklich in Bezug auf Schleswig - Holftein: 
„Ich bin für jedes Wort, das ich hier rede, verantwortlich. Sie 
werden mich niemals ein Wort, das ich hier geſprochen, zurücknehmen 
hören. Wir haben an Dänemark nicht den Krieg erklärt. Wir machen 
nur eine Expedition zum Schutze der deutſchen Grenzen und deutſcher 
Rechte. Es gilt, Eventualitäten zuvorzukommen. Der Bundesſchluß 
vom 17. Sept. 1846 behielt dem Bunde die Kompetenz vor, die 
Rechte Aller und Jeder, d. h. des Bundes ſelbſt, der erbberechtigten Agnaten 
und Holſteins wahrzunehmen. Preußen anticipirt nur eben, was in Folge 
deſſen der Bund beſchließen wird und muß. Vielleicht kommt es nicht zum 
Kriege. Die däniſche Regierung begreift ihre eigne Stellung in Europa 
beſſer. Auch hat eine befreundete Macht ihre Vermittelung angetragen. So⸗ 
bald Näheres bekannt iſt, werde ich es vortragen.“ — Sodann ging 
die Verſammlung zur Berathung jener zum Voraus verkündigter Ver⸗ 
faſſungspunkte über, worüber wir den Bericht morgen werden fol⸗ 
gen laſſen. 

* Tilſit, 28. März. Heute war hier das Gerücht verbreitet, 
daß unſere Memelbrücke vorläufig noch nicht aufgefegt werden ſolle, 
als Sicherheitsmaßregeln gegen die Ruſſen. Die Verwirklichung der⸗ 
ſelben würde nur Angſt vor den Ruſſen beweiſen, im Uebrigen aber 
nur ſtörend auf den Verkehr wirken, ohne irgend welche Sicherheit 
zu gewähren. — Eine andere viel wichtigere, heute hier verbreitete 
Nachricht iſt die, daß die an unſerer Grenze befindlichen ruſſ. Trup⸗ 
pen in der Nacht vom 25.—26. d. per Eſtaffette aus Petersburg den 
gemeſſenen Befehl erhalten haben, ſich ſofort marſchfertig zu machen, 
um bei dem erſten Ausbruche von Unruhen in das Innere des Lan— 
des ſich zurückzuziehen, fo lange aber ſich auf das Strengſte vor Ver⸗ 
letzung des preuß. Gebiets zu hüten. Beit den jetzt vielfach ausge⸗ 
ſprochenen Gerüchten von dem Anmanſch ruſſiſcher Truppen gegen die 
preuß. Grenze, namentlich von dem baldigen Anlangen dreier Armee⸗ 
korps, kann ich zur Beruhigung aus ſicheren Quellen mittheilen, daß 
nach allen deßfalls eingezogenen Erkundigungen dieſe Gerüchte ſich 
durch Nichts beſtätigt haben. Ferner kann ich hinzufügen, daß auch 
die ruſſ. Grenzbeſetzung von Polangen bis Thorn durch Koſaken und 
Grenzwächter noch dieſelbe iſt, wie ſeit Jahren, und daß nur wegen 
des im Laufe des vergangenen Winters vorzugsweiſe an unſerer nörd⸗ 
lichen Grenze überhand nehmenden Schmuggelhandels die dortigen 
Koſakenpikets um circa 80 Mann verſtärkt ſind. 0 

Berlin. Das Gerücht, daß der Kaiſer von Rußland Polen 
freigegeben und ihm den Herzog von Leuchtenburg zum König geſetzt 
habe, entbehrte, wie ſich denken läßt, jedes Grundes. Dagegen beſtä⸗ 
tigt ſich eine von der Voſſ. Z. mitgetheilte Nachricht, daß 300 Polen, 
welche vom Preußiſchen aus in das Königreich Polen einzudringen ver⸗ 
ſucht hätten, jenſeit der Grenze ſämmtlich gefangen genommen wurden. 

** Poſen, 31. März. Seit 10 Tagen beſteht hier und im 
ganzen Großherzogthum Poſen ein Zuſtand der größten Aufregung 
und ſpannender Ungewißheit. Die deutſche Preſſe hat ſich bei dem 
Sturme der Ereigniſſe, der über Deutſchland ſelbſt hereingebrochen iſt, 
mit den hieſigen Vorgängen wenig beſchäftigen können und nach der 
Poſener Zeitung, welche es mit keiner Partei verderben will, könnte 
man glauben, es begebe ſich hier die Umwälzung des Beſtehenden 
überall in aller Liebe und Brüderlichkeit beider Nationalitäten. So 
iſt es aber keineswegs. An freundſchaftlichen Proklamationen des pol⸗ 
niſchen und des deutſchen Natlonalkomités, an lautem Jubel, begei⸗ 


ſterten Reden, feſtlicher Einholung der Amneſtkrten, Illuminationen 
hat es nicht gefehlt, und doch war fortwährend die dringendſte Gefahr 
vorhanden, daß die friedliche Umwandlung plötzlich in blutige Revo⸗ 
lution umſchlagen könne. Die Familien der Beamten und Militärs 
ſind dem größeren Theile nach bereits in den erſten Tagen der hieſi⸗ 
gen Bewegung entflohen, und auch jetzt iſt die Gefahr, daß die fried⸗ 
liche Reorganiſation des Großherzogthums durch unheilvollen Kampf 
geſtört werden könne, nicht vorüber. Mobile Kolonnen ſind von hier 
ausgeſendet worden, um die von den polnifchen Komités der Provinz 
außer Funktion geſetzten Kreisbehörden wieder einzuſetzen, die deutſche 
Bevölkerung vor Gewaltthätigkeiten, welche an mehreren Orten bereits 
vorgekommen, zu ſchützen und der drohenden Anarchie vorzubeugen. 
Auch das hieſige polniſche Komité iſt eifrig beſtrebt, durch ausgeſen⸗ 
dete Kommiſſarien auf Erhaltung der Ordnung, Sicherheit der Perſo⸗ 
nen und des Eigenthums hinzuwirken. Ob aber die Maſſen überall 
zu zügeln, ob nicht vielleicht gar, wie von vielen Seiten befürchtet 
wird, die Senſenmänner gegen ihre Gutsherren mit Plünderung und 
Mord losbrechen werden, ob das erbitterte Militär immer mit der 
erforderlichen Mäßigung verfahren wird, läßt ſich mit Sicherheit nicht 
vorausſehen. Bisher iſt durch das milde, nachgebende Verfahren des 
Oberpräſidenten von Beurmann und des kommandirenden Generals 
von Colomb die friedliche Entwickelung der Dinge weſentlich gefördert wor⸗ 
den, daß aber die deutſche Bevölkerung mit dieſer Entwickelung zufrieden 
ſei, läßt ſich nicht behaupten. Es haben ſich vielmehr hier ſowie in vielen an⸗ 
dern Städten deutſche Nationalkomités gebildet, welche, ſoweit es ſich um 
Erhaltung der Ruhe handelt, mit den Polen gemeinſchaftlich wirken, daneben 
aber mit allem Eifer beſtrebt find, die deutſchen Intereſſen zu wahren. 
Die hieſigen Zuſtände und das gegenſeitige Verhältniß beider Natio⸗ 
nalitäten werden in Deutſchland häufig verkannt, und doch iſt es im 
eigenen Intereſſe Deutſchlands, dringend wünſchenswerth, daß es fi 
eifrig damit beſchäftige und insbeſondere nicht dulde, daß ihm Gebiets⸗ 
theile entriſſen werden, deren Bewohner nach Geſinnung und Sprache 
ganz deutſch find und deutſch bleiben wollen. Es leben hier im Grof- 
herzogthum neben 700,000 Polen 500,000 Deutſche, die Mehrzahl 
der letzteren in den Grenzkreiſen. So ſind z. B. Bromberg, Schnei⸗ 
demühl, Schwerin, Meſeritz, Frauſtadt, Liſſa, Rawitſch und viele an⸗ 
dere durchaus deutſch oder es iſt wenigſtens die Zahl der in dieſen 
Städten und ihrer Umgegend wohnenden Polen von ſo geringer Be— 
deutung, daß nicht bloß von einem Ueberwiegen, ſondern von einer 
vollſtändigen Herrſchaft des deutſchen Elements in dieſen Gegenden 
geredet werden muß. Hier in der Stadt Poſen iſt die Bevölkerung halb 
polniſch, halb deutſch, und auch in faſt allen anderen im Innern der 
Provinz belegenen Städten iſt das deutſche Weſen zu größerer oder 
geringerer Geltung gelangt. Außerdem gibt es im Innern auch ſehr 
viele Dörfer und Bezirke, die rein deutſch find und von polniſchen 
Ortſchaften rings umſchloſſen werden. Dieſe gemiſchte Bevölkerung 
macht hier eine beide Parteien zufriedenſtellende Löſung der polniſchen 
Frage äußerſt ſchwierig. Es iſt kein Wunder, daß die hieſigen deut⸗ 
ſchen Bürger und Handwerker, die große Zahl der jüdiſchen Kaufleute, 
welche ſich dem Deutſchthum anſchließen, den jungen Tag polniſcher 
Freiheit nicht mit Freude, ſondern mit Beſorgniß heraufziehen ſehen, 
daß ſie mit dem jetzigen Verfahren der Behörden höchſt unzufrieden 
find und auf energiſche Maßregeln gegen die polniſchen Beſtrebungen 
dringen. Der Freundſchaft und Brüderlichkeit, welche jetzt urplötzlich ſeit 
den Berliner Ereigniſſen der deutſchen Bevölkerung in öffentlicher Pro⸗ 
klamation Seitens der Polen angetragen werden, traut man nicht, 
und es iſt auch kaum denkbar, daß die innige Sympathie, die in 
ganz Deutſchland zwiſchen Deutſchen und Polen beſteht, und jetzt laut 
verkündet wird, hier ſofort in alle Herzen dringen könne, hier wo 
lange Jahre hindurch der bitterſte Haß genährt worden iſt. Doch, 
was vermag nicht die Gewalt der jetzigen Zeit! Vielleicht ſtehen Po⸗ 
len und Deutſche bald als Verbündete einem gemeinſchaftlichen Feinde, 
der Despotie, gegenüber und dann läßt ſich hoffen, daß auch hier 
die entgegengeſetzten Intereſſen beider Nationalitäten zu einer ſchnellen 
und glücklichen Ausgleichung gelangen. Die Kommiſſion, welche mit 
dem Oberpräſidenten über die nationale Reorganiſation des Großher⸗ 
zogthums in Berathung getreten iſt, beſteht aus folgenden Mitglie⸗ 
dern: Graf Mielzynski, Dr. Liebelt, Dr. Kraszewski, Graf Potworowski, 
Landgerichtsrath und Juſt. Kom. Gregor, Probſt Pruſinowski, Regie⸗ 
rungsaſeſſor Szuman, Generallandſchaftsdirektor von Brodowski, Ober⸗ 
bürgermeiſter Naumann und Landgerichtsrath und Juſtizkom. Boy. 
Nur die beiden zuletzt Genannten find Deutſche, die Perſönlichkeit 
ſämmtlicher Mitglieder jedoch berechtigt zu der Erwartung, daß ihre 
Anträge auf eine friedliche Entwickelung der Dinge hinwirken werden. 
Vorgeſtern hat die Berathung ſtattgefunden, bei welcher dem Verneh⸗ 
men nach ſchleunige Organiſirung eines polniſchen Armeekorps und 
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Beſetzung der oberſten Beamtenſtellen mit Polen in Antrag gebracht 
worden iſt. ö * 

* Bromberg, 2. April. Aus allen Theilen des Netzdiſtrikts, 

der bis zum Jahr 1806 zu Weſtpreußen gehörte, ſeit 1815 aber der 
Provinz Poſen einverleibt wurde, gehen Deputationen und Adreſſen an 
den Landtag ab, um den Anſchluß dieſes Theils der Provinz Poſen, 
wo die überwiegende Mehrzahl der Bevölkerung aus Deutſchen beſtebt 
und das deutſche Element entſchieden vorherrſcht — an den deutſchen 
Bund auszuſprechen und zu ſichern. Man iſt hier feſt entſchloſſen, 
jeder Beeinträchtigung der deutſchen Nationalität mit Kraft und Nach⸗ 
druck entgegenzutreten. 
5 Baiern. — München, 5. April. Bei der geſtern ſtatt⸗ 
gefundenen Wahl zur Vermehrung der Mitglieder der Aus ſchüſſe wur⸗ 
den in den erſten Ausſchuß bei 98 Stimmenden (Majorität 50) ge⸗ 
wählt: 1) Profeſſor Dr. Zenger mit 98 Stimmen, 2) Profeſſor 
Dr. Engelhard mit 80 Stimmen. In den zweiten Aus ſchuß (98 
Stimmende, Majorität 50): 1) der Abgeordnete, Regierungs direktor 
Schwindl mit 71 Stimmen; 2) der Abg. Frhr. v. Schäzler mit 
62 Stimmen. In den dritten Ausſchuß: I Skrutinium (94 Stim⸗ 
mende, Majorität 48): 1) der Abg. Rath mit 73 Stimmen, 2) der 
Abg. W. Eſer mit 50 Stimmen. Im II. Skrutinium (dieſelbe Zahl): 
3) der Abg. Zeyer mit 72 Stimmen. 

Zugleich theile ich ihnen folgendes Aktenſtück mit: „An die ſehr 
verehrlichen Mitglieder der Kammer der Abgeordneten, dermal zu Frank⸗ 
furt a. M. Die Kammer der Abgeordneten hat in der heutigen Sitzung 
vom 4. April das unterzeichnete Direktorium beauftragt, die verehrli⸗ 
chen Mitglieder, welche dermal bei der Nationalverſammlung in Frank⸗ 
furt anweſend ſind, unverweilt vor Abgang der Poſt in Kenntniß zu 
ſetzen, daß die Kammer durch einſtimmigen Beſchluß ſich dahin 
ausgeſprochen hat, daß ſie zur Erzielung der Einheit Deutſchlands 
und eines deutſchen Parlaments auf den Grundlagen des reinen Prin— 
cips der koſtitutionellen Monarchie ſich fortan zu bewegen und nur in 
dieſem Sinne und Geiſte der Entwicklung des ſtaatlichen Lebens die 
von der Zeit geforderte Vervollkommnung zu verſchaffen gewillt ſei, 
mit Beifügung des Wunſches, daß die in Frankfurt anweſenden ver⸗ 
ehrlichen Mitglieder dieſes Princip als Grundlage ihrer Wirkſamkeit 
aufnehmen, feſthalten und in deſſen Förderung und Vervollkommnung 
ausharren mögen. Hschachtungsvollſt Dr. Müller II. Präſ. Stockin⸗ 
ger 1. Sekr. 

Würtemberg. Stuttgart, 5. April. In den letzten 
Tagen war ziemliche Ruhe in unſerem politiſchen Leben, man harrte 
geſpannt der Frankfurter Beſchlüſſe. Jetzt regt ſichs wieder. Schon 
das kriegeriſche Anſehen der Stadt ſeit einigen Tagen macht Leben. 
Militär zieht aus, die Uebungen der Bürger gehen vorwärts. An 
Waffen fehlt es bedeutend. — Geſtern Abend war hier eine Arbeiter- 
verſammlung, von einem unſerer Hauptagitatoren, dem Fabrikanten 
Rau aus Gaildorf, geleitet. Sie will Republik und hat dieſe Ge- 
ſinnung in Adreſſen an die Regierung und an die Vorverſammlung in 
Frankfurt kund gegeben. Sie will auch Sorge für alle brodlos ge— 
wordenen Arbeiter durch die Regierung. — In einem andern Lokale 
bildete ſich ein Klub, der die bevorſtehenden Wahlen, beſonders für 
die Nationalverſammlung, in die Hand nehmen will. Es waren zu— 
nächſt Grundſätze, über die man ſich einigte. Der Ueberlaſſung des 
Wahlmodus in die Willkür der einzelnen Staaten war Niemand gün⸗ 
ſtig, wohl aber den aus geſprochenen Grundſätzen der Frankfurter Ver: 
ſammlung. Unſere Wahlart muß weſentlich verändert werden, um 
dieſe Grundſätze zu wahren. Wir wollen direkte Wahlen, Berechti⸗ 
gung jedes Staatsbürgers, während bisher bloß die Steuerpflichtigen, 
und zwar in großem Uebergewicht bloß die Höchſtbeſteuerten aktives 
Wahlrecht haben. Wir wollen Aufhebung aller bisherigen Wahlvor⸗ 
rechte. Endlich war die entſchiedene Anſicht die, daß nicht in kleinen 
Bezirken je 1 Abgeordneter, ſondern etwa in unſern 4 Kreiſen je 8 
oder 9 Mitglieder gewählt werden ſollten, letzteres beſonders um den 
Einfluß der Standesherren zu neutraliſiren. Auf Verwirklichung die⸗ 
ſer Grundſätze arbeitet der Verein durch die Preſſe und das Volks⸗ 
verſammlungsrecht hin. Speeielle Wahlvorſchläge werden folgen. — 
Inzwiſchen bilden ſich im ganzen Lande vaterländiſche Vereine, haupt⸗ 
ſächlich für die würtemb. Wahlen, die Volksbewaffnung ꝛc. Sie ha⸗ 
ben jetzt ein reiches Feld der Thätigkeit. 

Sachſen. Leipzig, 1. April. Am geſtrigen Abend fand 
hier eine Verſammlung ſtatt, wie ſie weder hier, noch anderwärts je 
ſtattgefunden hat. Deutſchland befindet ſich gegenwärtig in einer po⸗ 
litiſchen Krifis, deren Folgen wir noch gar nicht abſehen können. Nun 
tritt hier ein Verein von Männern auf, welche kirchliche Grundſätze 
veröffentlichen, die ebenfalls einen ungeheuern Riß in das Staatsleben 
machen müſſen. Dr. Zille, evangeliſcher Prediger hier, Herausgeber 


* 


der tüchtigen Zeitung für die chriſtliche Kirche, beſprach ſich mit eint- 
gen hieſigen Männern, Pred. Rauch und den DD. Haltaus und Zeſter⸗ 
mann, ob es nicht zeitgemäß und ſegenbringend ſei, die Grundſätze, 


welche allen Konfeſſionen gemeinſam ſind und ein gegenſeitiges Band 


des religiöſen Friedens ſind, aufzuſtellen und zu veröffentlichen. Ge⸗ 
nannte Herren kamen überein, dieſe Idee zu verfolgen und deßhalb 
intellektuelle Männer der verſchiedenen hieſigen Konfeſſionen zur Rea⸗ 
liſirung dieſer Idee aufrufordern. Die erſten Schritte fanden ſogleich 
Anklang und ſchon in einer der nächſten Sitzungen beſchloſſen die an⸗ 
weſenden Glieder des Vereines, den aufgeregten Zeitpunkt zu benutzen 
und eine Adreſſe an die ſoeben in Frankfurt zuſammengekommenen 
Männer der politiſchen Freiheit Deutſchlands zu richten, in welcher ſie 
folgende Anſichten öffentlich vertreten: Hauptquelle aller kirchlichen 
Zerwürfniſſe iſt die verſchiedene Behandlung der Konfeſſionen von Seite 
des Staates, indem er einige bevorzugt, andere zurückſetzt. Daher ver⸗ 
langen ſie gegen die Zurückſetzung „völlige Rechtsgleichheit für jedes 
religiöſe Bekenntniß und jeden kirchlichen Verein, der nicht mit den 
Geſetzen des Staates im Widerſpruch ſteht.“ Keinen kirchlichen, ſog. 
chriſtlichen Staat. Keine bloße Duldung. Gleiche bürgerliche Berech⸗ 
tigung für alle Konfeſſionen, welche den gleichen Zweck ſittlicher Voll 
endung der Menſchheit haben. 
Trennung der Kirche vom Staat. 
Staat ſei unabhängig von der Kirche. Der Staat knüpfe an die re⸗ 
ligiöſen Anſchauungen, Verſammlungen und Handlungen keine recht⸗ 
lichen, ſtaatsbürgerlichen Folgen; er führe Geburts-, Schulentlaſſungs-, 
Ehe⸗ und Todtenverzeichniſſe, verwandle den Eid in eine öffentliche 
und feierliche Verſicherung und betrachte die kirchlichen Feiertage als 
bürgerliche Ruhetage. Die Kirche ſei unabhängig vom Staate. Jede 
kirchliche Gemeinſchaft habe das Recht der Anordnung und Leitung 
ihrer Angelegenheiten durch aus ihrer Mitte gewählte Vertreter und 
Beamte, das Recht der Geſetzgebung, der Verwaltung und der Beauf- 
ſichtigung ihres Gemeinweſens. Das biſchöfliche Recht des Landes⸗ 
herrn und das Patronatsrecht ſei aufgehoben. Die Kirche erziehe dem 
Staat ſittliche Bürger, der Staat ſchütze und ſtütze die Kirche und 
übe das Recht der Nichtbeſtätigung und Verbietung, wenn einzelne 
kirchliche Einrichtungen und Gebote oder ganze kirchliche Gemeinſchaf⸗ 
ten dem Staatszwecke zuwider ſein ſollten. Dieſe Grundſätze, nicht 
neu, erhalten eines Theils durch ihre Zuſammenſtellung, andern Theils 
dadurch eine welthiſtoriſche Bedeutung, daß ſie, was noch nie geſchah, 
als Grundſätze und Wünſche der Prediger von fünf hier lebenden 
verſchiedenen Konfeſſionen gemeinſam aufgeſtellt und einem deutſchen 
Parlament als Adreſſe vorgelegt werden. Es kann nicht ausbleiben, daß 
ein ſo gemeinſamer Schritt im ganzen Vaterlande große Senſation 
hervorrufen wird, da nur in religiöſer Freiheit der wahre Friede herr— 
lich gedeihen kann. Indem von Leipzig aus der erſte Schritt geſchieht, 
auch in religiöſer Hinſicht jede bürgerliche Gleichſtellung und völlige 
Glaubensfreiheit zu erzielen, werden gewiß Tauſende im deutſchen Va⸗ 
terlande den gemeinſamen Aufruf beherzigen und die Ideen zum Heil 
des Vaterlandes zu verwirklichen ſuchen. Es konnte nicht ausbleiben, 
daß auch die Kirche den Augenblick der Erhebung benutzt, um ſich 
Freiheit zu erringen, damit der Haß und jede Reibung ſchwinden und 
Eintracht blühe und Segen bringe. Unterzeichnet iſt die Adreſſe von: 
Agathoboulos, Archimandrit; Blaß, evang.= reform. Paſtor; 
Fiſcher, Archidiakonus der evang.⸗luth. Kirche; Dr. Fricke, luther. 


Licentiat; Hanke, römiſch⸗kath. Prediger; Jellinek, iſrael. Pre⸗ 


diger; Kell, evang. Rektor; Rauch, chriſtlich⸗kath. Prediger; Prof. 
Theile, evang.⸗luth. Docent; Dr. Zille, luther. Prediger, ſowie 
von einigen Laien genannter Kirchen. Geſtern Abend ward zu Gun— 
ſten dieſer Adreſſe eine öffentliche Verſammlung im Saale der Buch- 
händlerbörſe gehalten, wo die Prediger verſchiedener Konfefüonen, Dr. 
Zille, Pr. Fricke, Blaß, Jellinek und Rauch ihre Anſichten über die 
Adreſſe ausſprachen. Das Reſultat dieſes höchſt intereſſanten Abends 
war ein erfreuliches. 292 Anweſende unterzeichneten die Adreſſe, welche 
unſerm Landtagsdeputirten Todt in Frankfurt überantwortet werden 
ſoll. Gott walte, daß ſie Segen bringt. 

Baden. |] Karlsruhe, 5. April. Die hieſige Zeitung be- 
ſpricht in einem Artikel vom 3. d. M. die Ernennung des Markgra⸗ 
fen Wilhelm zum Kommandanten des achten Armeekorps in der alten 
Zopfmanier. Wir bemerken zum Voraus, daß wir gegen dieſe Er⸗ 
nennung außer den in dem Artikel ſelbſt enthaltenen bezüglich auf die 
Geſundheitsverhältniſſe des Ernannten keine Einwendung zu machen 
wiſſen; daß aber für den Fall des hiernach in Bälde zu erwarten⸗ 
den Rücktritts des genannten Befehlshabers ſchon für einen andern 
Prinzen geſorgt ſein ſoll, mußte uns höchlich in Erſtaunen ſetzen. 
Soll denn auch in jetziger Zeit vorzugsweiſe die Geburt die Befähigung 
zu ſolchen Stellen geben? Hat die Geſchichte der Beiſpiele noch nicht 


Gegen die Bevorzugung verlangen ſie: 
Und zwar keine Staatskirche; der 


N 


＋ — — ———— — —— G .— SESSEIGENERGE ARE GER — — — — . —— 2 


r U 


— 


genug geliefert, wie Deutſchland den unglücklichen Ausgang ſeiner Kriege 
ſtets der Unfähigkeit ſeiner Feldherren, welche vorzugsweiſe in den höhern 
Regionen geſucht worden ſind, zuzuſchreiben gehabt? Iſt man in die⸗ 
ſer Beziehung nach ſo vielen traurigen Erfahrungen nicht zu beſſerer 
Einſicht endlich gelangt, ſo können wir einem feindlichen Zuſammen⸗ 
ſtoß mit fremden Völkern in der That keinen glücklichen Erfolg vor⸗ 
herſagen. Wir können den würtembergiſchen Prinzen nicht, welcher 
nach dem Rücktritte des Markgrafen Wilhelm zu dieſem Kommando 
auserſehen iſt. Allein zu der Erwartung glauben wir jeden Falls be⸗ 
rechtigt zu ſein, daß nicht ſeine Eigenſchaft als Prinz, ſondern ledig⸗ 
lich ſeine Befähigung das Motiv zu ſeiner Ernennung geben wird. 

Braunſchweig, 2. April. Heute eröffnete der Herzog die 
Stände mit folgender Rede: „Meine Herren Stände! Ich heiße Sie 
herzlich willkommen und freue Mich, die Gelegenheit zu haben, den 
Vertretern des Landes Meinen aufrichtigen Dank auszuſprechen für die 
vielen und unzweideutigen Beweiſe von Anhänglichkeit und Liebe, welche 
Mir in dieſer Zeit aus allen Theilen des Landes zugekommen ſind. 
Ich habe Sie ſo ſchleunig zu dieſem außerordentlichen Landtage be⸗ 
rufen, weil Ich, in feſtem Vertrauen auf die Biederkeit und Beſonnen⸗ 
heit der Braunſchweiger, nicht länger zögern wollte, dem Lande die 
wichtigſten politiſchen Rechte zu verleihen. Die in der Verordnung 
vom 13. d. M. angekündigten Geſetzvorſchläge werden Ihnen unver⸗ 
züglich vorgelegt werden, beſonders das Geſetz über die Oeffentlichkeit 
Ihrer Verhandlungen, und es find Vorkehrungen getroffen, damit das⸗ 
ſelbe nach ſeiner Annahme ſofort in Ausführung gebracht werde. Es 
hat vielleicht nie einen Zeitpunkt gegeben, in welchem einmüthiges und 
kräftiges Zuſammenwirken der Regierungen und Stände eine ſo drin⸗ 
gende Nothwendigkeit geweſen wäre. Ich wünſche daher eine völlige 
Beſeitigung der bei den Verhandlungen über den Staatshaushalt auf 
dem letzten ordentlichen Landtage unerledigt gebliebenen Punkte. Mein 
Staatsminiſterium iſt angewieſen, Ihnen mit ausgleichenden Vorſchlä⸗ 
gen entgegenzukommen, deren Annahme Ich Ihnen empfehle. Laſſen 
Sie uns den großen Beſtrebungen für die Freiheit, Einheit und Un⸗ 
abhängigkeit Deutſchlands alle unſere Kräfte weihen. Laſſen Sie uns 


den vielleicht kommenden Gefahren mit Ruhe und Entſchloſſenheit ent⸗ 


gegengehen. Ein äußerer Feind bedroht die nördlichen Grenzen des 
Bundes, und ein ſtammverwandtes Land ſoll wider Recht von Deutſch⸗ 
land losgeriſſen werden. Die Regierungen des nördlichen Deutſchlands 
erkennen die gebieteriſche Pflicht, in Uebereinſtimmung mit der laut 
ausgeſprochenen Anſicht des Volkes, einen ſolchen Angriff nicht zu dul⸗ 
den. Ich werde daher unſeren deutſchen Brüdern in Holſtein militä⸗ 
riſche Hilfe gewähren, und erwarte von Ihrer Vaterlandsliebe, daß 
Sie die erforderlichen Mittel bewilligen. Das große Werk der Regene⸗ 
ration des deutſchen Bundes hat bereits bezonnen, und Abgeordnete 
nehmen in Gemeinſchaft mit den Bundes tagsgeſandten an dieſen hoch⸗ 
wichtigen Arbeiten Antheil. Ich hoffe mit Zuverſicht, daß auf dieſem 
Wege die Freiheit, Einheit und Unabhängigkeit Unſeres geſammten Va⸗ 
terlandes dauernd und feſt begründet werde. Welche Ereigniſſe aber 
auch kommen mögen, Ich ſehe getroſt der Zukunft entgegen, denn Ich 
weiß, daß Ich auf Ihren Beiſtand und auf die treuen Herzen Meiner 
Braunſchweiger zählen kann. Sie werden in den Stunden der Gefahr, 
wenn es gelten ſollte, die innere Ruhe oder die Unabhängigkeit Deutſch⸗ 
lands zu vertheidigen, Sich erheben und eingedenk des ererbten Ruh⸗ 
mes Mir folgen zu Kampf und Sieg, wie Meinem Vater, deſſen glors 
reiches Andenken in jedem deutſchen Herzen lebt. Möge Ihre Arbeit 
zum wahren Heile des Landes gereichen!“ 

Schleswig. Rendsburg, 2. April. Das Rendsburger 
Tageblatt enthält das folgende Schreiben dee prov. Regierung an den 
König vom 26. März: 

Die allerunterthänigſten Unterzeichneten haben ſich in ihrem Gewiſſen 
gedrungen gefühlt, einen Schritt zu thun, den vor Ew. Majeſtät zu rechtfer⸗ 
tigen, ſie für ihre erſte Pflicht erachten. Ste haben ſich in Ew. Majeſtät 
Namen als proviſoriſche Regierung der Herzogthümer Schleswig⸗Holſtein kon⸗ 
ſtituirt. Ew. Majeſtät fanden bei Höchſtdero Regierungsautritt die öffentli⸗ 
chen Verhältniſſe Ihrer deutſchen Herzogthümer in einer Lage vor, welche, 
weit entfernt, deren Rechten, Wünſchen und Intereſſen zu entſprechen, ſelbſt 
das gegenſeitige Vertrauen zwiſchen Fürſt und Volk tief erſchüttert zeigte. 
Diejenigen Maßregel, welche, als Verſuch allſeitiger Verſöhnung durch Höchſt⸗ 
dero Verweſer vorbereitet, von Ew. Majeſtät in den erſten Tagen Ihrer Re⸗ 
gierung proklamirt wurde, vermochte bei weitem nicht die Sponnungen zu 
löſen, welche die Gemüther erfüllten, vielmehr fanden ſie in dem Entwurf 
einer Geſammtſtaatsverfaſſung um fo mehr neue Nahrung, als man ſich ge: 
fliſſentlich in die ſchwierige Alternative, entweder der Freiheit oder der Natio⸗ 
nalität un verantwortliche Opfer bringen zu müſſen, geſtellt ſehen konnte. Ew. 
Majeſtät iſt es nicht unbekannt geblieben, mit welchem Ernſt, aber auch mit wie 
tiefem Bewußtſein der androhenden Gefahren ſich die Herzogthümer der Wahl 
erfahrener Männer unterzogen. In der Natur der Sache lag es, daß man 
ſich bereits mit dieſen Vornahmen gleichſam auf das Aeußerſte geſtellt ſah; 
und indem ſich das Land völlig bewußt war, welchen Schritt es als den letzt⸗ 
moglichen zu betrachten habe, konnte die Frage nicht ausbleiben, was dann 
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werden müſſe und könne. Waren ſchon dieſe Verhältniſſe in ho i 
aufregend, ſo mußte der ärger als je geübte n „die 2 — . 25 
gehandhabte Cenſur um ſo unerträglicher erſcheinen, als dergleichen auf das 
Entſchledenſte mit dem in Augficht geſtellten konftitutionellen Rechte kontraſtirte. 
Das dann erlaſſene Geſetz wegen Freiheit der Preffe entſprach fo wenig den 
gerechten Erwartungen des Landes, daß mit demſelben erſichtlich das Belie⸗ 
ben der Polizei⸗ und Regierungsgewalt noch ungleich ſchärferen Zwang aus⸗ 
zuüben vermochte, als je zuvor mit der Cenſur. Geichzeitig wurden Maßre⸗ 
geln getroffen, welche das Recht und das Gefühl der Schleswig⸗Holſteiner 
verletzen mußten. Es wurde die Haderslebener gelehrte Schule, die Jahrhun⸗ 
derte hindurch eine deut che geweſen war, ohne Weiteres in eine däniſche 
verwandelt. — Und während man in den Herzogthümern einen Mann an der 
Spiße der Regierung ließ, der ſowenig ſich als andere über die in Betreff 
Seiner obwaltende Stimmung täuſchen konnte, ward in eine der hochſten 
Staatsſtellen zu Kopenhagen derfenige Mann berufen, der den Herzogthümern 
ſeit 1844 durch ſeinen Antrag auf eine Geſammiverfaſſung nur zu bekannt 
iſt. Zu dieſen immer neuen Anreizungen der Mißſtimmung und des Miß⸗ 
trauens kam die Kunde von der großen Umgeſtaltung der Verhältniſſe Frank⸗ 
reichs, kam in raſcher Folge die anſchwellende Bewegung in allen deutſchen 
Gebieten, die ſchon der Erfüllung nahe Hoffnung auf innigſte Verſchmelzung 
aller deutſchen Stämme und Staaten, die raſchen und glücklichen Fortſchritte 
freiheitlicher Entwickelung. 

Schon die ſichere Kühnheit dieſer deutſchen Bewegung konnte nicht an⸗ 
ders als auch auf Ew. Maj. deutſche Unterthanen einen tiefen Eindruck ma⸗ 
chen. Mehr wie je fühlen fie ſich deutſch. Zugleich hatte der Vorgang Frank⸗ 
reichs Fragen aufgeregt, die, wie nun einmal die Lage der Geſellſchaft iſt, 
überall tiefen Nachhall finden müſſen. Mit reißender Schnelligkeit ſchwand 
in dem Lande die Autorität der beſtehenden Gewalten vor der größern Macht 
allgemeiner volksthümlichen Bewegung; es zeigte ſich die gänzliche Unhaltbar⸗ 
keit jenes Miſchſyſtems, das man in den Herzogthümern durchgeführt hat, es 
ſchlug plötzlich dahin um, zu einer Gefahr zu werden, deren Bedrohlichkeit 
wir täglich wachſen ſahen. Ew. Majeſtät iſt es in den letzten Tagen von 
vielen hochangeſehenen Männern, deutſchen wie däniſchen, die die Lage der 
Herzogthumer kennen, offen ausgeſprochen worden, daß, wenn nicht ſchleunigſt 
den oft ausgeſprochenen Forderungen Höchſtihrer deutſchen Länder Genüge ge⸗ 
ſchähe, dieſelben einer Kataſtrophe entgegengingen. Die Kunde von den Kos 
penyagener Vorgängen der letzten Wochen war nichtsweniger als geeignet, 
die Gewaltſamkeit dieſer Lage zu lindern. Große Verſammlungen, weiche die 
oft wiederholte Anmaßung, daß Dänemark bis zur Eider reiche und reichen 
müſſe, mit erneuerter Schärfe ausſprachen, Gerüchte von Volksbewegungen, 
Rüſtungen, äußerſten Beſchlüſſen ſchienen den Herzogthümern die Gefahr, die 
ihnen drohe, völlig nahe zu rücken. Eine Verſammlung ſtändiſcher Deputir⸗ 
ter beider Herzogthümer ſandte aus ihrer Mitte 5 Männer nach Kopenhagen, 
um Ew. Maj. die Lage der Herzogthümer vorzuſtellen. Man erwartete die 
erſte Nachricht von ihrem Empfange mit dem Dampfſchiff, das feiner regel⸗ 
mäßigen Beſtimmung nach am 23. früh Morgens nach Kiel zurückkehren mußte. 
Das Dampfſchiff blieb aus: briefliche Mittheilungen aus Kopenhagen, die 
vom 22. Avends Datirt waren, ſprachen von raſchen Werh’eln in den höchſten 
Staatsämtern, von beabſichtigten Truppenſendungen. Die eintreffende Ber⸗ 
lingſche Zeitung beſtätigte wenigſtens das Abtreten der bisherigen Miniſter in 
Foige einer großen Volksbewegung. Wohlverbürgte Nachrichten nannten als 
an deren Stelle eintretend Diejenigen Männer, welche unabtäſſig die Einver⸗ 
leibung Schleswigs in Dänemark gefordert haben. — Zu dem allen blieb 
das Dampfſchiff während des ganzen 23. aus und es gewann die Meinung, 
daß es zurückbehalten fei, um Truppen herüberzuſchaffen, große Wahrſchein⸗ 
lichkeit. Das Land konnte Ew. Majeſtät nicht mehr frei in Höchſtdero Ent⸗ 
ſchließungen glauben, es konnte nicht glauben, daß der Herzog von Schleswig⸗ 
Holftein mit gutem Willen fein ſouveränes Herzogthum Schleswig den Dä⸗ 
nen Preis geben könne; es mußte gemeint ſein, mit ſeinen Rechten und ſeiner 
Freiheit zugleich die feines königlichen Herzogs gegen die Dänen zu vertre- 
ten. Schon hatten ſich die Bürger mehrerer Städte und Flecken bewaffnet, 
die Polizei vermochte es nirgend mehr zu hindern. Der Berfuch, militäriſche 
Gewalt anzuwenden, würde nicht bloß zu Blutvergießen, er würde, da die 
Truppen Landeskinder find, unfehlbar zur Meuterei geführt haben. Auf die 
Kunde, daß das Waffendepot aus Kiel am 22. d. hinweg geſchafft werden 
ſollte, war der Aufruhr im Begriff loszubrechen, und dem vorzubeugen, ge⸗ 
lang nur durch vermittelndes Einſchreiten und durch die Vereinbarung, durch 
Bürger und Soldaten ſämmtliche Poſten gemeinſam zu beſetzen. Das er⸗ 
wähnte Ausbleiben des Dampfſchiffs am 23. und die von Kopenhagen ange⸗ 
langten Nachrichten konnten, weil nicht ſogleich Entſcheidendes geſchah, das 
Letzte zur Folge haben. ö 

Unter ſolchen Umſtänden glaubten die allerunterthänigſt Unterzeichneten 
ſich befugt und verpflichtet, das zu thun, was allein noch gethan werden konnte. 
Sollte Ew. Majeſtät Höchſtdero deutſche Herzogthümer erhalten, ſollte das 
Land vor völliger Anarchie und Aufruhr bewahrt bleiben, ſo mußte ſchnell 
eine Regierung ins Leben treten, die das volle Vertrauen des Landes beſitzt, 
und ſich auf daſſelbe zu ſtützen vermag, die aber ebenſo entſchloſſen iſt, die 
Rechte des Landes zu vertreten, und demſelben diejenige freiheitliche und na⸗ 
tionale Entwicklung zu ſichern, welche wir als in Ew. Majeſtät, unſeres deut⸗ 
ſchen Herzogs gerechtem und weiſem Willen liegend vorausſetzen müſſen. Die 
wir erſterben Ew. Majeſtät allerunterthänigſte. 

Ferner hat der Herzog von Auguſtenburg die angeſchloſſene 
Proklamation am 31. März erlaſſen: 

„An das Volk Schleswig⸗Holſteins. Die gegenwärtigen ernſten Verhält⸗ 
niſſe machen es mir zur Pflicht, einfach und deutlich für Jeden unſeres Volkes 
mich über meine Stellung zu unſerer heiligen Sache zu erklären. Die feindſe⸗ 
ligen Maaßregeln, durch welche die Rechte unſerer Herzogthümer zerbrochen, find 
unſerem König⸗Herzog durch das däniſche Volk aufgezwungen worden. Der 
Konig iſt in der Gewalt ſeiner wild erregten däniſchen Umgebung; ſeine Ent⸗ 
ſchließungen ſind nicht frei: man bedient ſich ſeiner Autorität, uns ungerechte 
Geſetze vorzuſchreiben. Dies ſind nicht Redensarten, um den Schein zu wahren, 
es iſt notoriſche offenkundige Thatſache. In dieſer Lage hat ſich, unſer gutes 
Recht zu ſchützen, die proviſoriſche Regierung gebildet. Sie hat in ihrer Pro⸗ 
klamation den Sinn und Entſchluß unſeres Volks ausgeſprochen. Ihrer Er⸗ 
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klärung ſtimme ich unbedingt und ohne Rückhalt bei. Dies wollen wir — aber 
auch dieſes vollaus und in ehrlicher Wahrheit: Aufrechthaltung der Rechte unſeres 
Landes und Volks und der dadurch bedingten Rechte unſeres angeſtammten Landes⸗ 
herrn, und feſten redlichen Anſchluß an die Einheits⸗ und Freiheits⸗Beſtrebungen 
ODeutſchlands, deſſen Geſchichte und Schickſale unſere Sergogtbfmer theifen müſſen 
und wollen. Für dieſes Ziel find wir Alle, bin auch ich bereit, wie ich bisher 
gethan, alle meine Kraft einzuſetzen, Gut und Blut zu opfern und das Liebſte, 
was der Menſch beſitzt, hinzugeben Sollte aber unſer Landesherr wieder frei 
ſein, und würde er die Rechte und die Nationalität der Herzogthümer in dem aus⸗ 
geſprochenen Sinne anerkennen und Gewähr leiſten, dann werde ich, wie wir 
Alle, ihn freudig wieder in der Ausübung ſeiner landesherrlichen Gerechtſame 
unterſtützen. Rendsburg, den 31. März 1848. Chriſtian Auguſt, Herzog 
zu Schleswig⸗Holſtein.“ 

Die Dänen haben freilich einige Fortſchritte im Norden Schles⸗ 
wigs gemacht, bisher iſt es aber zu keinem blutigen Zuſammentreffen 
gekommen. — Leider iſt noch die gehoffte Hilfe von Preußen und 
Hannover bisher ausgeblieben, und wenn dieſe nicht bald erfolgt, 
wird es der Uebermacht der Dänen, die durch ihre Marine ſehr im 
Vortheil ſind, ohne Zweifel gelingen, vorläufig fernere Fortſchritte zu 
machen, die fpäterhin nicht ohne Blutvergießen rückgängig zu machen 
ſein werden. 

Rendsburg, 1. April. Wir laſſen nun die bedeutendern 
der von der Hamburger Börſenhalle mitgetheilten Nach⸗ 
richten folgen: Heute iſt eine Freiſchaar aus Heidelberg einge⸗ 
troffen. Dr. Lorentzen, Redakteur der „Brem. 3”. iſt hier einget rof⸗ 
fen, um als Freiwilliger am Kampfe Theil zu nehmen. — In $üt- 
land herrſchen geringe Sympathien für den Krieg, man iſt dort gegen 
die Inſeldänen ſehr aufgebracht. In Wiburg hat neulich eine zahl⸗ 
reich beſuchte Verſammlung ſich nicht gegen Schleswig⸗Holſtein, wohl 
aber für eine däniſche Republik ausgeſprochen. — Die hannoverſchen 
Truppen werden erſt nach einigen Tagen hier erwartet werden können. 
— Die däniſchen Truppen ſind bis Apenrade vorgerückt, nachdem ſie 
ſich durch zwei Dragonerregimenter verſtärkt hatten. Die kleine Schaar 
Freiwilliger, welche in Apenrade war, hat ſich zu dem übrigen Heere 
nach Flensburg zurückgezogen. Zwiſchen Flensburg und Apenrade 
wird wahrſcheinlich die erſte Schlacht geliefert werden. — Der Bür⸗ 
ger Göhlmann in Hadersleben iſt von Dänen arretirt. Die däni⸗ 
ſchen Schiffszimmergeſellen in Apenrade, etwa 40 Mann, mit Aexten 
bewaffnet, ſchließen ſich der Sache der Dänen an. — Es iſt ſicherem 
Vernehmen nach eine ſchleswigſche Kanzelei als Anhängſel der däni⸗ 
ſchen Kanzelei in Kopenhagen errichtet. Die Funktion des Grafen 
Arthur v. Reventlow⸗Sandberg als Präſidenten einer ſchleswig-hol⸗ 
ſtein⸗lauenburgiſchen Kanzlei ſcheint nur von kurzer Dauer geweſen 
zu fein. Er iſt neben Höpfner jetzt in der ſchleswigſchen Kanzlei an= 
geſtellt. 

Die Dänen haben aus Apenrade die Magiſtratsmitglieder ergrif- 
fen und nach Fridericia geſchleppt, wo ſie gefangen gehalten werden 
ſollen, namentlich den Bürgermeiſter Schow, den Stadtſekretär Suadi⸗ 
cant und die beiden Rathsverwandten Agent Bruun und Danielfen. 
Es iſt überhaupt das Princip der Dänen, alle Beamten, welche ſich 
nicht Däniſch pronuncirt haben, nach Dänemark fortzuſchleppen. 

Rendsburg, 2. April, Nachmittags. Der Flecken Graven- 
ſtein, dem Herzoge von Auguſtenburg zuſtändig, iſt von den Feinden 
beſetzt. Unſere Truppen haben eine feſte Poſition bei Bau, andert⸗ 
halb Meile jenſeits Flensburg, genommen, welche ſie behaupten werden. 
Wahrſcheinlich wird in dieſem Momente ſchon gefochten. Von Hans 
nover werden 10,000 Mann einrücken, ſind aber mit Sicherheit erſt 
am Ende dieſer Woche zu erwarten. (Die Hannov. Zeit. meldet vom 
1. d. M., daß in Folge der Ereigniſſe in Schleswig-Holſtein bei Har⸗ 
burg 2 Batterien Artillerie, 2 Regimenter Kavallerie und mehrere Ba⸗ 
taillone Infanterie zuſammengezogen werden.) — Der ſehr weiſe Be⸗ 
ſchluß der Regierung in Ratzeburg, daß das Herzogthum Lauenburg 
in unſerem nationalen Kampfe neutral bleibe, entſpricht der bisher 
beobachteten Haltung der Einwohner dieſes Ländchens, das tiefer, als 
irgend ein anderes in unſerm Vaterlande, im Mittelalter ſteckt. Aber 
auch hier wird das Eis ſchmelzen, das jeden Pulsſchlag zum Erſtar⸗ 
ren gebracht hat. 

Rendsburg, 2. April. Geſtern Abend kehrte der Advokat 
Lohſe von einer Sendung nach Berlin zurück. In einer Audienz beim 
Miniſter des Auswärtigen, von Arnim, hatte dieſer ihm die Zuſiche⸗ 
rung ertheilt, daß möglichſt raſch 6 Bataillone Infanterie, 3 Regi⸗ 
menter Kavallerie und 3 Batterien von der preußiſchen Regierung zur 
Dispofition der prov. Regierung geſtellt werden würden. (Die Trup⸗ 
pen find bereits hier in Hamburg angemeldet, wo auch ſchon geſtern 
der preuß. Oberſt von Bonin, der dieſe Truppenabtheilung dem Ver⸗ 
nehmen nach befehligt, angekommen iſt.) 

Das Rendsburger Tageblatt bringt folgende Bekanntmachung des 
Generalkommandos in Betreff der Freikorps: 1) Die Freikorps wer⸗ 
den von dem Generalkommando aus den angemeldeten Freiwilligen 


organifirt und konſtituirt. 2) Sie bilden einen Theil des ſchles⸗ 
wig⸗holſteiniſchen Heeres und theilen die Rechte und Ehren deſſelben. 
3) Sie ſtehen unter militäriſchem Geſetz. 4) Sie werden vom Staate 
bewaffnet und beſoldet. 5) Sie ſind den Befehlen der Mllitärbehör⸗ 
den unterworfen und ſchulden denſelben, ſowie ihren Vorgeſetzten mili⸗ 
täriſchen Gehorſam. 6) Sie dienen bis zur Beendigung des Krieges 
gegen Dänemark. 7) Die Officiere und Unterofficiere werden vom 
Staate, letztere auf Vorſchlag ernannt. 8) Alle Freikorps, mit Aus⸗ 
nahme der Kieler Studenten und der Kieler Turner, ſtehen unter 
Oberleitung eines gemeinſchaftlichen Chefs, des Advokaten Oberſtlieu⸗ 
tenants von Koch. Rendsburg, 31. März 1848. Das General⸗ 
kommando. Auf Befehl Chef des Generalſtabes. Fabricius, Oberſt. 

Den 3. April wurde in Rendsburg der erſte vereinigte ſchles⸗ 
wig⸗holſteiniſche Landtag eröffnet. Es wurden erwählt: zum Präſi⸗ 
dent Bargum; Vicepräfident Neergard; Sekretäre Klentze, Paſtor Lo⸗ 
renzen; Redakteure Dr. Müller und Löck. Es wurde ein Vertrauensvotum 
für die prov. Regierung abgegeben. Um 1½ Uhr dauerte die De⸗ 
batte über den Anſchluß Schleswigs an den deutſchen Bund noch fort. 
— Ein Antrag der proviſoriſchen Regierung an den deutſchen Bund 
um Aufnahme Schleswigs in denſelben iſt im Laufe des Tages nach 
Frankfurt abgegangen. 

Frankfurt, 5. April. Die Oberpoſtamtsz. berichtet über 
die I. Sitzung des Fünfzigerausſchuſſes: „Es wurde eine Kommiſſion 
zur Ausarbeitung einer Geſchäftsordnung für den Fünfzigerausſchuß 
in folgenden Mitgliedern niedergeſetzt: Jacoby, Heckſcher, Pagenſtecher. 
Wächter, Biedermann. Abegg trägt vor: er habe äußerlich, aber 
ſicher vernommen, daß der Bundestag noch berathe, ob auf 50,000 
oder auf 70,000 Seelen ein Abgeordneter zur Nationalverſammluntz 
gewählt werden ſoll. In dieſem Falle habe die Ausführung der Be⸗ 
ſchlüſſe der vorbereitenden Verſammlung noch nicht begonnen. Ueber 
den Stand der Sache müſſe man durch eine Deputation ſich Gewiß⸗ 
heit verſchaffen und nöthigenfalls auf ſchleunigſte Ausführung dringen. 
Sollten dieſe Beſchüſſe nicht in ganz klarer Faſſung mitgetheilt ſein, 
ſo müſſe ſchleunigſt eine Kommiſſion dieſelben präcis redigiren. Nach 
längerer Berathung wird der Antrag angenommen: die Beſchlüſſe in 
Bezug auf die Wahl nochmals feſtzuſtellen und durch eine Deputation 
an den Bundestag zu erwirken, daß die Wahlen nach dieſen Beſchlüſ⸗ 
ſen ſofort vorgenommen werden. Venedey beantragt eine Kommiſſion 
zur Ordnung und Veröffentlichung aller Beſchlüſſe der vorbereitenden 
Verſammlung, begleitet mit einem Aufruf an das deutſche Volk. Nach 
dem Beſchluß des Ausſchuſſes ſoll die Ordnung der Beſchlüſſe der 
vorbereitenden Verſammlung durch die dem Ausſchuſſe angehörigen 
Mitglieder des Sekretariats der vorbereitenden Verſammlung, Simon, 
Kierulff, Briegleb und Schwarzenberg erfolgen. Zur Abfaſſung ei⸗— 
ner Proklamation wird eine Kommiſſion (Venedey, Jacoby, Simon, 
Biedermann, Hergenhahn) niedergeſetzt. Schleiden ſtellt den Antrag: 
der Ausſchuß habe den deutſchen Bundestag aufgefordert, ſofort durch 
einen Beſchluß auszuſprechen, daß Schleswig, Oſt⸗ und Weſtpreußen 
in den deutſchen Bund aufgenommen ſeien, damit in dieſen deutſchen 
Ländern die Wahlen zu der bevorſtehenden konſtituirenden. Verſamm⸗ 
lung rechtzeitig angeordnet und vorgenommen werden können.“ 

Der Antrag wird angenommen. Es wird eine Kommiſſion 
ernannt (Wießner, Graf Biſſingen, Freudentheil, Stedtmann, Mur⸗ 
ſchel) um zu erörtern, auf welche Weiſe der Beſchluß der vorbereiten⸗ 
den Verſammlung auf Einberufung von ſechs öſterreichiſchen Mitglie- 
dern zum Ausſchuß in Vollzug zu ſetzen ſei. Die nächſte Sitzung iſt 
morgen Nachmittags 4 Uhr. Tagesordnung: 1) Bericht über die 
Geſchäftsordnung und Berathung. 2) Bericht in Betreff der Einbe⸗ 
rufung von ſechs Ausſchußmitgliedern aus Oeſterreich und Berathung. 
Der Vorſitzende bemerkt, daß für künftig für Beiziehung von Ge⸗ 
ſchwindſchreibern geſorgt ſei, und ſchließt die Sitzung. Zur Beurkun⸗ 

„dung: Soiron, als Vorſitzender. Briegleb, als Schriftführer. 


Großbritannien. 


London, 3. April. Das Daily News fordert die Regie⸗ 
runtz aufs Dringendſte dazu auf, mehr als bisher für die Beſſerung 
der Lage der Arbeiter und untern Klaſſen zu thun, die Unzufrieden⸗ 
heit wachſe täglich, und wenn nicht bald die legislativen Maßregeln 
getroffen würden, die geeignet ſeien, dieſen wachſenden, in immer hö⸗ 
herem Grade einen revolutionären Charakter annehmenden Unmuth, 
den Haß und Grimm der niedern Klaſſen gegen die Reichen, Großen 
und Privilegirten zu beſchwichtigen, ſo könne man auch in England 
erleben, daß die Herrſchaft von der Ariſtokratie im Sprunge auf die 
Arbeiter übergehe. Es bedürfe vor Allem einer Erweiterung des 
Wahlrechts und einer durchgreifenden Aenderung des Oberhauſes, wel⸗ 
ches in ſeiner jetzigen Zuſammenſetzung und Stellung aller heilſamen 


4 


vom Volke geforderten und durch ſeine Lage unabwendbar gebotenen 
Reformen hinderlich in den Weg trete. Auch Cobden rief in der Un⸗ 
terhausſitzung am 31. März der Majorität und den Miniſtern zu: 
ſie hätten keine Ahnung von der im Volke herrſchenden Stimmung, 
ebenſowenig als Guizot vor ſeinem Sturz. — Es iſt jedenfalls rich⸗ 
tig, daß auch das engliſche Parlament — deſſen jetzige Seſſion na⸗ 
mentlich ſich durch Nichts thun auszeichnet — ſich viel zu wenig mit 
der Lage der untern Klaſſen beſchäftigt hat, während man ſeine Zeit 
mit der Kreirung koſtſpieliger neuer Biſchofsſitze u. ſ. w. verſchwen⸗ 
dete, und daß die Arbeiter in England, trotz der mancherlei Rechte 
(3. B. Aſſociations⸗ und Verſammlungsrecht), die fie vor Ihresglei⸗ 
chen in andern Ländern ſeit alter Zeit voraus hatten, manchen ge⸗ 
rechten Grund zur Klage haben. Man hat faſt mehr für die Ver⸗ 
beſſerung des Looſes der Negerſklaven in fernen Welttheilen gethan, 
als für die materielle Lage und geiſtige Bildung und Aufklärung der 
engliſchen Arbeiterſklaven in den Fabriken, Kohlenbergwerken, Spinne⸗ 
reien. Jedes unnatürliche Verhältniß rächt ſich, früher oder ſpäter, 
und daß das Verhältniß zwiſchen den Arbeitern und ihren Herren ein 
durchaus unnatürliches iſt, wird kein Einſichtiger läugnen. So ſteht 
den Beſitzenden, deren Rechte auch wir auf alle Weiſe erhalten wiſ⸗ 
ſen wollen, eine, durch lange Unbill erbitterte, jetzt noch durch unſe⸗ 
lige ſoclaliſtiſche Theorien und Vorſpiegelungen aufgeſchwellte feind⸗ 
liche Maſſe gegenüber, welche bereits ihre Kräfte kennen gelernt hat, 
die, wenn ſie einmal losbricht, ſchon durch ihre Maſſe unwiderſtehlich 
iſt, aus der jene Helden der Straßenſchlachten hervorgehen, welche, 
wie wir in Paris und Berlin geſehen haben, dem Tode auf's Uner- 
ſchrockenſte die Stirne bieten. Haben ſie doch Nichts zu verlieren und 
Alles zu gewinnen, und fällt ihnen nebenbei doch Ehre und Ruhm 
in Hülle und Fülle ab! Die engliſche Regierung würde ohne Zweifel 
für dieſe jetzt ſo wichtige und einflußreiche Klaſſe mehr gethan haben 
oder ferner thun, ſähe ſie ſich nicht von dem Egoismus des Unter⸗ 
hauſes auf der einen und der vornehmen Indolenz des Oberhauſes 
auf der andern Seite gefeſſelt und gehemmt. Aber auch dieſe Her⸗ 
ren ſollten ſich des weltgeſchichtlichen Wortes „zu ſpät“ noch zu einer 
Zeit erinnern, wo es vielleicht noch nicht zu ſpät iſt; denn auch in 
England ſteht, wenn nicht alle Zeichen trügen, eine Arbeiterrevolution 
vor der Thür. 

In den letzten Tagen des März wurde in Kilkenny von 
den dortigen Repealer eine große Verſammlung gehalten und be— 
ſchloſſen, die Grundſätze der kraternité und égalité zu den Grundſätzen 
der Repealer zu machen und eine Zweipenny-Subſkription zu eröffnen, 
deren Ertrag zur Hälfte für Unterhaltung der Agitation in jenem Bee 
zirk, zur Hälfte für Unterſtützung der des Hochverraths angeklagten 
HH. O'Brien, Mitchell und Meagher beſtimmt ſein ſoll. Die heftig⸗ 
ſten Reden wurden gehalten und nur mit dem Ruf: Gebt uns Piken! 
unterbrochen. Die Verſammlung trennte ſich unter dem Geſchrei: Es 
lebe die Republik! Am 26. brannten auf allen Hügeln von Limerick 
bis Unter⸗Tipperary Signalfeuer, und wenn man die Bauern fragte, 
was das zu bedeuten habe, ſo ſchwiegen ſie oder antworteten höchſtens: 
die gute Zeit iſt gekommen. In der Hauptſtadt wie in den Graf⸗ 
ſchaften Meath und Kindale werden ohne Aufhören Piken gefertigt, 
ein einziger konföderirter Klub in Dublin beſitzt deren 1600, die er 
unter dem Volke vertheilen will. Inzwiſchen will ſich die iriſche Kon⸗ 
föderation aller auffallenden Demonſtrationen enthalten, bis die nach 
Paris geſandte Abordnung Berichte über ihre Verhandlungen mit der 
prov. Regierung eingeſchickt hat. Hieraus ſcheint hervorzugehen, daß 
man die franz. Regierung, welche von allen Seiten geplagt und da⸗ 
durch in eine immer bedrängtere und zweifelhaftere Lage gebracht wird, 
um thatſächlichen Beiſtand angegangen iſt. Es erſcheint aber als kein 
günſtiges Zeichen für die Erhebung eines Landes, wenn man ſie nicht 
wagen darf oder mag, ohne ſich auf die Schultern einer fremden Macht 
zu lehnen. Die prov. Regierung wird ausweichend antworten, die 
Deputation hinhalten, und ſo das Ihrige dazu beitragen, daß die all⸗ 
gemeine Revolution Irlands erſt dann verſucht wird, wenn ſich die 
jetzt aufs Höchſte entflammenten Leidenſchaften etwas gelegt haben. 

Fe ankreich 

Paris, 3. April. Auf Anregung des Advokaten Martin von 
Straßburg ſoll ſich eine europäiſche Aſſociation für die Befreiung Po⸗ 
lens bilden. 

Guizots Mutter iſt am 1. in London, 83 Jahre alt, geſtor⸗ 
ben. Die Debats widmen ihr einen ehrenvollen Nachruf. 

Vice⸗Admiral Roſamel, ehemaliger Kriegsminiſter, iſt, 74 Jahre 
alt, geſtorben. 

Paris, 4. April. Das vierte Bataillon der deutſchen demo⸗ 
kratiſchen Legion iſt geſtern Morgen von der Barriere du Tröne, mit 
derſelben feſtlichen Begleitung wie die früheren Kolonnen, nach Straß⸗ 
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burg abmarſchirt. Eine vorgeſtern gehaltene Verſammlung von 2000 
Italienern hat einſtimmig beſchloſſen, eine Adreſſe an Italien zu er⸗ 
laſſen, damit dieſes Lamartine das italieniſche Bürgerrecht verleihe. 
Am andern Morgen marſchirte eine Kolonne italieniſcher Freiwilligen 
von 800 Mann unter dem Kommando des Oberſten Antonini, eines 
Soldaten der Kaiſer⸗Armee, nach der Lombardei ab. 

Die Regierung vermeidet indeſſen jeden offenen Anlaß, der dem 
Ausland Gelegenheit gäbe, wegen propagandiſtiſcher Umtriebe Be⸗ 
ſchwerde zu führen. So hat Lamartine einer Deputation Irlands, an 
deren Spitze ſich das Parlamentsmitglied O'Brien befand, dieſelbe Ant⸗ 
wort gegeben, wie jüngſt den Polen. Er hat ſie der wärmften Sym⸗ 
pathien, der vollſten Gaſtfreundſchaft Frankreichs verſichert, aber auch 
zugleich verlangt, ſie ſollten keine andere Forderung an Frankreich ſtel⸗ 
len. Die franzöſiſche Republik wolle mit allen Völkern in Frieden 
leben, alſo auch mit England, und ſie werde nie eine heimliche Allianz 
mit irgend einer Partei in einem fremden Lande ſchließen. Einſt habe 
England zu Pitt's Zeiten den Bürgerkrieg in Frankreich genährt, Fran⸗ 
zoſen gegen Franzoſen bewaffnet, Frankreich werde dieſes traurige Bei⸗ 
ſpiel nicht nachahmen. 

Der National aber, der ſeine alte Natur ganz abgelegt zu 
haben ſcheint, ſtellt heute einen Satz auf, der mit Lamartines huma⸗ 
ner Schwärmerei ganz übereinſtimmt, dagegen der ganzen franzöſiſchen 
Geſchichte geradezu widerſpricht. Er ſagt: die alte Politik habe darin 
beſtanden, Frankreich ſo viel wie möglich mit ſchwachen Nachbarn zu 
umgeben; die neue müſſe darin beſtehen, es mit ſtarken, unabhängi⸗ 
gen Nationen zu umgeben. Wir wollen wünſchen, daß es nie noth⸗ 
wendig werden möge, den National und ſeine Freunde an die treue 
Beachtung dieſes Satzes zu erinnern. 

Emil Girardin hat in Folge der gegen ſeine Officin verübten 
Exceſſe in der „Preſſe“ erklärt, er werde ſeine Polemik gegen die Re⸗ 
gierung erſt am 4, Mai, wenn die Nationalverſammlung zuſammen⸗ 
trete, wieder fortſetzen; ſo trefflich iſt es mit der Meinungsfreiheit 
in dem wiedergebornen Frankreich beſtellt! Wir legen zwar — und 
wir halten es aus Gründen für nöthig, es ausdrücklich zu erklären — 
auf Herrn von Girardins Votum wenig moraliſches Gewicht, bedauern 
aber um ſo mehr, daß die Freiheit der Preſſe unter den September⸗ 
geſetzen mehr geſchützt war, als unter dem Regiment der Freiheit, 
Gleichheit und Brüderlichkeit. Girardin verſichert freilich, nicht die 
Furcht vor brutaler Gewalt bringe ihn zum Schweigen, ſondern die 
dringenden Vorſtellungen derer, die ihn baten, die proviſoriſche Re⸗ 
gierung nicht durch ſeine Angriffe zu ſehr zu ſchwächen und damit 
über Frankreich die Anarchie heraufzubeſchwören. Man ſieht, Herr 
Girardin nimmt auf eine ſehr beißende Weiſe von der proviſoriſchen 
Regierung Abſchied; mit wahrer Impertinenz deutet er an, daß die⸗ 
ſelbe ihr Beſtehen nur der großmüthigen Diskretion und dem Schwei⸗ 
gen der „Preſſe“ zu verdanken habe. 

Italien. 

Lombardei. Der Republikaner bringt in einem Nachläufer 
folgenden Bericht: Am 30. März zogen die lombardiſchen Freiwilligen 
mit den Teſſinern, die ſich an ſie angeſchloſſen hatten, in Brescia ein. 
General Bes iſt mit 5000 Piemonteſern bis Chiari vorgedrungen. 
General Trotti ſtand an demſelben Tage mit 8000 Piemonteſern bei 
Lodi. Karl Albert iſt ebenfalls am 30. an der Spitze von 8000 
Mann von Pavia aufgebrochen. Der Herzog von Genua begleitet ihn. 
Dieſe Korps führen 100 Artillerieſtücke mit ſich. 10,000 Römer und 
7000 Toskaner kommen über Bologna und Ferrara an den Po, über 
den fie bei Lago⸗Scuro ſetzen werden. Bei Bagnolo ſollen die Lom⸗ 
barden, denen auch Tiroler ſich angeſchloſſen haben ſollen, 700 —800 
Oeſterreicher gefangen genommen haben. (N. Z. 3.) 

Oeſterreichiſche Monarchie. 

* Trieſt, 28. März. Die Bewegungen in Venedig nehmen 
eine immer düſterere Färbung an und ſcheinen der Vorgang eines 
gewaltigen Schauſpieles zu werden; doch ſehen wir ſchon die Kata⸗ 
ſtrop;he — den Sieg des Doppelaares! — Die Uebergabe der Stadt 
ſcheint in einem Verrathe ihren Grund zu haben, dies iſt wenigſtens 
die allgemeine Behauptung. Und verfolgt man ruhig vom Beginne 
der Gährungen bis auf den heutigen Tag die lauen Vorkehrungen, 
die Seitens des Feſtungskommandos gemacht wurden, ſo fühlt man 
ſich gezwungen, dieſer Anſicht beizupflichten. Seit dem Gelehrtenkon⸗ 
greſſe (vom 13. bis 28. Sept. v. J.), bei welchem die freiſinnigſten 
Reden gehalten wurden, ſchlugen die italieniſchen Principien immer 
feſtere Wurzel. Feindſelige Demonſtrationen aller Art folgten fort⸗ 
während aufeinander. Daß es zu einem Ausbruche kommen müſſe, 
wenn nicht bedeutende, und wirklich höchſt nothwendige Veränderungen 
gemacht würden, war leicht vorauszuſehen; und dennoch wurde dieſem 
Allen nicht vorgearbeitet. Man ſprach ſtets von einer Beſatzung von 
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fünfzehntauſend Mann in Venedig, — und jetzt ſah man fie auf ein [gebrochen. — In dieſen Tagen allgemeiner Bewegung ging es auch 
Bataillon Kroaten und zwei Bataillone Kinsky reducirt; denn die tfa= in Trieſt ſehr lebhaft zu. Als am 17. in der Nacht die Konſtitution 
lieniſchen Grenadiere, der Theil des Regimentes Wimpfen und die proklamirt wurde, jubelte in böchſter Begeiſterung die ganze Stadt. 
Marine waren für einen ernſten Vorfall kaum zu berückſichtigen. War⸗ Um 2 Uhr in der Nacht durchzog eine große Volksmaſſe die Straßen 
um auch die Regimenter bei einem fo ausgedehnten Reiche ſtets in [und verlangte unter ſtürmiſchem Lärmen Beleuchtung aller Häuſer. 
dem eigenen Lande laſſen? Ein Garniſonswechſel hätte Statt haben, Wo keine Lichter brannten, wurden mit Steinen die Fenſter einge⸗ 
und die Feſtungswerke am Lido und zu Malghera befeſtiget werden | ſchlagen, was ſehr vielen Gebäuden, darunter auch der Wohnung des 
ſollen. Mit ſolchen Voranſtalten hätte man dann der Entwickelung | Biſchofes widerfubr. Die Mitirärbande mußte, faſt ohne Unterbrechung 
der Dinge mit Ruhe und Feſtigkeit entgegen ſehen können und müffen. | die Volkshymne ſpielend, mit der Menge ziehen, welche ſtets enthu⸗ 
Von Allem dem wurde Nichts gethan. Zudem beging man, bewußt | ſiaſtiſch mitſang. Leider bildeten ſich gleich in den nächſten Tagen zwei 
der eigenen Schwäche, jene Unbeſonnenheit und offenbare Ungerechtig⸗ Parteien unter der Bevölkerung, die deutſche und die italieniſche; doch 
keit, am 17. die Gemüther gleichſam abfichtlich zu reizen. Dem Wunſche war die erſtere, welcher ſich der größte Theil des Handelsſtandes mit 
der Bevölkerung gemäß wurden alsdann die nicktitalieniſchen Truppen all den Arbeitern anſchloß, bei Weitem die überwiegende. Dieſe Spal⸗ 
in die Kaſernen zurückgezogen, was nach dem Vorgefallenen und bei | tung trat noch offener hervor, nachdem die Nachrichten von Venedig 
dieſer gereizten Stimmung durchaus nicht zu wagen war. Nachdem | anlangten, und am 23. war ein gefährlicher Aufſtand zu befürchten. 
man ſchon jenen erſten argen Mißgriff that, fo mußte man jetzt mit [ Allein das kluge Benehmen des Gouverneurs, Grafen Salm, der häu⸗ 
Waffen in der Hand und mit der größten Energie die Ruhe zu er⸗ſig unter dem Volke erſchien, und durch herzliche, Vertrauen erregende 
halten ſich bemühen, bis Hilfe von Außen angelangt wäre. Nach dem | Worte zu demſelben ſprach, der begeiſterte Aufruf des Kommandan⸗ 
Zurückziehen der Truppen aber befand ſich die ganze Kraft in den | ten Giulay und fein muſterhaftes Verhalten, ſowie die Bemühungen 
Händen der Italiener, welche am 22. die Kapitulation erzwangen, | des höchſt populären Polizeidirektors Schick, unterſtützt von den ehren⸗ 
vermöge welcher die nicht italieniſchen Truppen die Stadt zu räumen werthen Trieſtiner Kaufleuten, erſtickten vollends die Unruhen ſchon 
haben. Die Kaſſen, Kriegsvorräthe u. dgl. werden der proviſoriſchen [im Entſtehen. Vergebens hatte Orlandini das Volk für die Sache 
Regierung übergeben; italieniſche ſowie nichtitalieniſche Beamte blei⸗ [Venedigs zu begeiſtern verſucht; — nur die guardia nazionale konnte 
ben vor der Hand in ihren Funktionen; den einheimiſchen und frem⸗ ihn den Händen des wüthenden Pöbels entreißen, worauf er in ſichern 
den Beamtenfamilien wird Sicherheit des Lebens und des Eigenthums | Gewahrſam gebracht wurde. Andere ähnliche Verſuche von venetiaui⸗ 
zugeſichert; der Stadt⸗ und Feſtungskommandant, Graf Zichy gibt fein [ſchen Emiſſären ſcheiterten auf gleiche Weiſe, und gewiß hatte dieſe 
Ehrenwort, Venedig zu verlaſſen. Die prov. Regierung beſteht der- Stadt es nie kräftiger bewieſen, wie ſehr ihr der Beiname „la fede- 
malen aus folgenden Mitgliedern: Daniele Manin, auswärtige An⸗ | lissima“ mit Reckt gebühre. Die italieniſche Partei ſah nun deutlich 
gelegenheiten und Miniſterpräſident. Nicolo Tommaſéo, Kultus und ein, daß jeder Verſuch, Trieſt zum Abfalle von Oeſterreich zu bewe⸗ 
öffentlicher Unterricht. Giacomo Caſtelli, Juſtiz. Francesco Camerata, ö gen, ein vergebliches Beſtreben ſei. Von dem Entſchluſſe der Trieſti⸗ 
Finanzen. Francesco Solera, Krieg. Antonio Paulucci, Marine. | ner hingen zugleich Iſtrien und Dalmatien ab, weßhalb die Republik 
Carlo Trolli, innere Angelegenheiten und öffentliche Bauten. Leone] von San Marco das Hauptaugenmerk auf die Schweſterſtadt richtete. 
Pinkerle, Handel. Angelo Toffoli, Arbeiten, ohne Portefeuille. Daß durch ein derartiges Anſchließen an Venedig die unausbleibliche 

Vor Abgang des Dampfſchiffes am 23. wurden dem Kapitän Folge der Fall der Stadt wäre, da Venedig den Handel — das 
des öſterr. Lloyd, Maffei, Depeſchen übergeben, die er direkt nach eigentliche Clement der beiden Städte — an ſich gezogen haben würde, 
Pola, wo ein Theil der öſterr. Flotte ſich befindet, zu überbringen | tft nicht zu bezweifeln. — Ein engliſcker Dampfer iſt von hier nach 
ſich eidlich verpflichten mußte. Der treue Oeſterreicher hingegen fühlte | Pirano abgereiſt, um die Bewegungen längſt der Küſte zu beobachten. 
den erzwungenen Eid für nicht bindend und ſegelte in gerader Rich- Auch ſpricht man hier von einer Hilfezuſicherung von Seite Englands. 
tung nach Trieſt, wo er fie dem Gouverneur Gf. Salm übergab. | Auf dieſe Weiſe würde dann die kleine Marine, welche Venedig jetzt be⸗ 
Sogleich wurden Eſtaffetten zu Land nach Pola geſchickt, welche die ſitzt, auch nützen. — General Graf Ludolf in Treviſo, General Auer 
Entwaffnung der Schiffe zum Zwecke hatten, wodurch ein beträcht⸗ | in Udine und General d' Aspern in Padua kapitulirten faſt auf gleiche 
licher Theil der Flotte gerettet wurde. Aus Trieſt hingegen beabſich-⸗ Weiſe, wie in Venedig. — Auch Feloͤmarſchall Radezky ſoll in Mai⸗ 
tigte der Hafenkommandant, Major Baſilisco, mit der Kaffe und den land kapitulirt und ſich nach Verona zurückgezogen haven. — Ueber 
beiden hier vor Anker liegenden Schiffen nach Venedig zu entfliehen; [[die Kapitulationen dieſer Städte und die weiteren Vorgänge in Ve⸗ 
er wurde jedoch aufgefangen und in die Feſtung gebracht. Das | nedig folgt der Bericht morgen. 
Dampfboot, welches am 25. zu Mittag hätte zurückkehren ſol⸗ 
len, iſt noch bis zur Stunde (am 28. 7 Uhr Abends) noch nicht Verantwortlicher Redakteur G. Gervinus. 
hier angelangt. Die Kommunikation zur See iſt vor der Hand ab— 5 


Göttingen, 31. März. Die Einwohnerſchaft Göttingens hat die traurigen Vorfälle, welche den Auszug der Studirenden veranlagten, mit tiefem 
Schmerze begleitet. Obgleich für ihre Zukunft ſchwer bedroht, mußte fie doch die Feſtigkeit ehren, mit welcher die jungen Männer bei einem Entſchluſſe be⸗ 
barrten, der einer geſetzloſen Willkür gegenüber die einzige geſetzliche Hilfe bot. Es iſt ihr bei dem Drange der Ereigniſſe nicht möglich geweſen, ihren jungen 
Mirbürgern ein Lebewohl zuzurufen, aber fie füh't ſich verpflichtet, öffentlich ihre Hochachtung auszuſprechen vor dem hoben Sinne und der ſittlichen Wurde, 
welche die ſämmtlichen Studirenden bis zum letzten Augenblicke ihrer Anweſenheit bewährt haben. Die Einwohner Göttingens ſagen den Geſchiedenen den 
wärmſten Dank. — Der herrliche Frühling, der über das ganze deutſche Vaterland gekommen, hat auch das Eis unſerer Zuſtände gebrochen, und wir hoffen 
zuverſichtlich, unſere jungen Freunde in der nächſten Zeit wieder bei uns zu ſehen, um Ihnen dann durch den Empfang und die That zu zeigen, was wir 
Ihnen jetzt leider nur durch ein geſchriebenes Wort zurufen können. — Im Namen der Einwohnerſchaft die Beauftragten: 


Meyerſtein, Inſpektor. Meyer, Bürgervorſteher. Breuſing, Kand. Rettig, Generalſuperintendent. 
[310] Fuchs, Hofrath. Plathner, Direktor. 
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eine neue Zeitſchrift, welche ſchon durch den bekannten Namen ihres Redakteurs Bürgſchaft dafür leiſtet, daß fie den Berürfniffen und Anforderungen der Neu⸗ 
zeit entſprechen und im Geiſte des Fortſchritts einen Sprechſaal für alle die Fragen eröffnen werde, welche die Zeit bewegen und von deren richtiger Löſung 
das Gluck und die Wohlfahrt unſeres geſammten Vaterlandes abhängen. Die Verhandlungen des demnächg zuſammentretenden und aller folgenden ſächſiſchen 
Landtage werden durch das Dre dner Journal auszugsweiſe zuerſt ve öffentlicht werden. Das Dresdner Jou“ nal erscheint täglich. Der Abonnementspreis 
beträgt vierteljährlich 1½ Thlr. und es werden Beſtellungen von allen Buchhandlungen des In⸗ und Auslandes angenommen. Die Inſertionskoſten für 


Ankündigungen jeder Art betragen 12 Pf. für die Zeile. 
Dresden und Leipzig, 31. März 1848. B. G. Teubner. 
Verlagshandlung von Fr. Baſſermann in Mannheim. — Druck von G. Muhr in Heidelbere 
(Sierzu eine Beilage.) 
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